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VERHANDLUNGSSCHRIFT
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates

der Marktgemeinde Seewalchen a.A, am Donnerstag, den 15.02.2024 um 19:00 Uhr

im Rathaussaal, Rathausplatz 1 , 4863 Seewalchen am Attersee.

Anwesende:

ÖVP - Fraktion

FPÖ - Fraktion

SPÖ - Fraktion

Grüne - Fraktion

Schriftführer

Zuhörer: 4

Sitzungsnummer: GR/17/2024
Bearbeiter: AL Riedler Christoph, MSc

E-Mail: gemeinde@seewalchen.eu

1. VBGM Klaudia Haberl ÖVP
2. GV. Markus Kitzberger ÖVP
3. GR. Gerald Filimon ÖVP
4. GR. Markus Muhr ÖVP
5. GR. Ing. Harald Mayrhofer ÖVP
6. GR. Ing. Martin Günther ÖVP
7. GR. Peter Reiter ÖVP
8. GR. Jakob Moser ÖVP
9. GR. Sebastian Kritzinger ÖVP
10. GRE. Gudrun Melik ÖVP
11. GRE. Dieter Hölzli ÖVP
12. GRE. Christoph Gingl ÖVP
13. GR. Mag.Dr. Bernhard Roither ÖVP

14. GV. Karin Hemetsberger FPÖ
15. GR. Mag. Erich Kaniak FPÖ
16. GR. Mag. Irene Autengruber FPÖ
17. GR. Bernhard Niedermayr FPÖ
18. GR. Siegfried Schmuck FPÖ

19. VBGM Jürgen Kirchberger SPÖ
20.GV. Ing. Kurt Berger SPÖ
21. GR. Kerstin Zoister SPÖ
22.GR. Rudolf Stockinger SPÖ
23. GR. Ursula Klein SPÖ
24.GRE. Aleksandar Jovanovski SPÖ
25. GRE. Michael Staudinger SPÖ

26.GR. Dr. Siegfried Gierlinger GRÜNE
27. GR. Mag.a Ursula Kölblinger GRÜNE
28.GR. Dr. Dunja Lamatsch GRÜNE
29.GR. Dipl.-Ing. Leonhard Eitzinger-

Lange
GRÜNE

30.GR. Mag. Bernhard Strauch GRÜNE
31. GRE. MMag.a Olga Schiefermayer GRÜNE

AL. Christoph Riedler, MSc
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I. B Ü R G E R F R A G S T U N D E

Herr Manfred Grubinger meldet sich zu Wort und gibt an, in der Kraimstalstraße zu woh-
nen und damals schon Einwände gehabt zu haben, gegen die Spurrinnen auf der Kraims-
talstraße, die Rumpelpiste, die man dort habe. Er habe dem damaligen Bürgermeister
schon Sachbeschädigung des öffentlichen Guts zu machen und er sei damals auch ausg-
elacht geworden. Dieser habe auch gesagt, solange er im Dienst sei, werde sich daran
nichts ändern. Dieser sei nun nicht mehr im Dienst, aber er wisse, der jetzige Bürgermei-
ster schieße aus demselben Ding heraus, aber die Argumente der Verkehrssicherheit, da
glaube er nicht, dass das helfe und er habe auch damals schon gesagt, wenn jemand
eine Mutprobe machen wolle und ohne Schauen über die Straße rüberfahre, könne es
genauso sein, dass man hin sei. Er habe vorgeschlagen, dass man es wie in Braunau
mache, wenn das jemand kenne. Wenn man dort hinfahre, zu der Ortschaft, wo man abz-
weigen könne. Da seien so 30er-Beschränkungen. Da habe es geheißen, das könne man
nicht machen, denn es sei keine 50er-Beschränkung. Er habe dann gesagt, dass man
dann halt eine 50er-Beschränkung machen solle und die Ortstafel versetze, aber dann
habe es geheißen, das gehe nicht. Ein, zwei Jahre später sei vom Land Oberösterreich die
Ortsgrenze versetzt worden und man habe dann auf einmal die Ortstafel bekommen.
Bezüglich Sicherheit, werde dort auch geradart. Er habe auch selbst die Polizei angespr-
ochen.

Vizebgm. Klaudia Haberl antwortet, dass sie sich gut daran erinnern könne, da sie selbst
schon im Gemeinderat gewesen sei, als man das beschlossen habe, unter Bürgermeister
Reiter sei das gewesen. Es sei damals umstritten gewesen, aber die Mehrheit habe sich
dafür ausgesprochen. Sie müsse gestehen, dort sehr selten vorbeizukommen, um diese
Querstraße bzw. diese Spurrinnen selbst begutachten zu können. Wenn sie dort fahre,
fahre sie eher gerade drüber. Man habe erst kürzlich darüber gesprochen, dass sich die
Unfallereignisse dort doch sehr vermindert hätten, vielleicht durch die 50er-Beschrä-
nkung, vielleicht aber auch durch alles zusammen. Seitdem es die Beschränkung und
auch die Spurrinnen gebe, seien eigentlich kaummehr schwere Unfälle passiert.
Die Vizebürgermeisterin erläutert weiter, dass dies nun aufgenommen werde und man
auch den Bauhof hinschicken könne, um zu prüfen, ob dort große Schlaglöcher seien.
Man könne dieses Thema dann in den Infrastrukturausschuss geben. Obmann Berger sei
eh anwesend, dann könne man das dort nochmals besprechen, Alternativen suchen und
diese Thematik nochmals aufnehmen.

GVin Karin Hemetsberger meldet sich zum Thema Querrinnen zu Wort und gibt an, dass
es sicher jedem, der in Steindorf wohne oder diese Straße überqueren habe müssen,
schon passiert, dass man bemerke, dass manche diese Spurrinnen ausweichen würden.
Ihr selbst sei diese mehrmals schon passiert. Sie würde den 30er über die Buckerl fahren
und dann würde sie links überholt werden und würde bei der Kuppe Auto an Auto stehen.
Das sei Klasse. Das solle niemand abstreiten, dass sei sicher jedem schon passiert oder
habe jeder schon mal beobachtet. Sie habe selbst schon einmal großes Glück gehabt und
sei schon einmal fast abgeschossen worden. Es sei nicht ohne und die Leute würden au-
sweichen, den diese würden die Buckerl nur ungern fahren.
Die Vizebürgermeisterin wiederholt an dieser Stelle nochmals, dies im Infrastrukturaus-
schuss nochmals behandeln zu wollen und den Bauhof wegen der Schlaglöcher hinzu-
schicken.

GR Gerald Filimon meint daraufhin, dass er die Situation gut kenne, weil er nicht unweit
von dort wohne und in der Nähe, in Lenzing auch Dienst gemacht habe vor einigen Jah-
ren. Er habe selbst dort Laser gemessen, da sei die Ortstafel frische versetzt gewesen.
Seine Meinung sei seiner Fraktion bekannt, sei den anderen Gemeinderäten vielleicht
nicht bekannt. Als Polizist würden für ihn diese Spurrinnen weggehören, egal in welcher
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Form. Entweder ganz durchgemacht oder überhaupt weg. Er habe erlebt, dass er Gemei-
ndebürger kenne, die sagen würden, dass sie sowieso ausweichen würden. Es interessi-
ere diese nicht, dass sie sich ihre Achse kaputt machen würden. Auch der Schneepflug
würde einhängen. Es seien sehr viele negative Sachen. Die Dummheit oder die Leichtsin-
nigkeit von Leuten, bei einer Stopptafel, die größer sei, als bei einer Autobahnauffahrt,
dass man nicht falsch auffahre, trotzdem über eine Stopptafel zu fahren, ohne anzuhal-
ten, wie es im Gesetz vorgesehen sei und welche ausweichen würden, Rechtsfahrgebot,
und auf der linken Seite angekommen würde, wo es wirklich zu Situationen kommen wü-
rde, dass es ein Wahnsinn sei. Es würde irgendwann einmal nicht einen Toten geben,
weil man die Rillen weggemacht habe, sondern weil jemand den Rillen ausgewichen sei
und den nächsten Radfahrer abschieße. Er würde das deshalb auch sehr begrüßen, dass
man das im nächsten Infrastrukturausschuss bitte auch bespreche und er sei auch gerne
bereit, hier auch andere Lösungen mitzugestalten.

Die Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass

a) die Sitzung von Bgm. Gerald Egger, MBA einberufen wurde;

b) die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hierzu an alle
Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich (per Mail bzw. Post) am
08.02.2024 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;

c) die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage
öffentlich kundgemacht wurde;

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

e) dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 14.12.2024 bis zur heu-
tigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgel-
egen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verha-
ndlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden kön-
nen.

f) Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Christoph Riedler bestimmt.

g) Für die Unterfertigung der letzten Verhandlungsschrift vom 14.12.2024 werden
folgende Gemeinderatsmitglieder der Fraktionen bekannt gegeben:

Für die ÖVP-Fraktion: GV. Markus Kitzberger
Für die SPÖ-Fraktion: GV. Ing. Kurt Berger
Für die FPÖ-Fraktion: GV. Karin Hemetsberger
Für die GRÜNE-Fraktion: GR. Dr. Siegfried Gierlinger

II. B E R I C H T E D E S B Ü R G E RM E I S T E R S

a) Vorübergehende Ausnahme von der Schonzeit zur selektiven Vergrämung von
Höckerschwänen. Die Jagdgesellschaft Seewalchen, vertreten durch den Jagdlei-
ter Hemetsberger Alois, mit Schreiben vom 04. Mai 2023, eingelangt bei der zus-
tändigen Behörde am 09. Mai 2023, 1. die Aufhebung der ganzjährigen Schonzeit
für den Höckerschwan, sodass ein Abschuss zulässig ist, 2. in eventuell den Zwa-
ngsabschuss von zumindest 10 Höckerschwänen pro Jahr im betroffenen Gebiet
und 3. in eventuell entsprechende Vergrämungsmaßnahmen beantragt. Der Ant-
rag auf Aufhebung der ganzjährigen Schonzeit für den Höckerschwan, sodass ein
Abschuss zulässig ist (§ 48 JagdG) wird als unzulässig zurückgewiesen.
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b) Kostenerhöhung Krabbelstube:
Die teils größeren Schwankungen liegen zusammengefasst nochmals in folge-
nden Umständen begründet:

I. Öffnungszeiten (manche Gemeinden bieten nach wie vor nur die Mindestöffnung-

szeit von 30 Wochenstunden an) – damit verbunden unterschiedliche Anstellung-

sausmaße

II. Alter des Teams/angerechnete Vordienstzeiten

III. Höhe der Mietkosten/Pachtkosten – teilweise werden keine Kosten verrechnet

IV. Reinigungskraft teilweise durch Gemeinde, teilweise durch Träger (21.000,00 €)

V. Elternbeiträge: In manchen Standorten teils sehr einkommensschwache Eltern,

daher geringe Elternbeitragserlöse (EB bemisst sich am Familienbruttoeink-

ommen – Staffelung)

VI. Wenn Gruppen im Oktober/Referenzzeitraum schlecht ausgelastet sind, kommt

es zu entsprechenden Abschlägen der Gruppensubvention durch das Land OÖ

VII. Entfall der Gastbeiträge in der Höhe von 60.000,00 €

VIII. Zwei Schwangerschaften im Personal mit sofortiger Freistellung, verursachen

40.000 € Mehrkosten im Jahr 2024.

c) Die Kostenschätzung der Firma Gebetsberger aus Weyregg für das Projekt Kinde-
rgarten Seewalchen und Landesmusikschule auf einen Standort beläuft sich auf
5.913.513,00 € netto. Grobschätzung Gemeindeanteil 1,8 € für das Projekt.

d) Die Arbeiten für die Pfarrhofmauer beginnen laut Firma Ploner in den nächsten 14
Tagen.

e) Im Bereich der Eisenbahnkreuzung ist die Straßenbeleuchtung defekt. Der Kabelf-
ehler befindet sich unter der Eisenbahnkreuzung, ein Gestattungsvertrag mit der
ÖBB wurde nie abgeschlossen. Eine Reparatur wäre nur mit einer Sperre der Eise-
nbahn und mit enormen Kosten verbunden. Es wird auf eine Lösung auf Solarl-
euchten oder eine Bohrung unter der Eisenbahnkreuzung angestrebt.

f) Das Bezirksfeuerwehrkommando Vöcklabruck veranstaltet gemeinsam mit der
Freiwilligen Feuerwehr St. Georgen von 10. bis 16. Juli 2024 ein 4-Bezirke Jugendl-
ager in der Gemeinde St. Georgen. Dabei werden aufgeteilt in zwei Turnusse bis zu
2400 Mädchen und Burschen mit ihren rund 500 Betreuer:innen erwartet. Daher
möchten wir allen Teilnehmer:innen die Möglichkeit bieten an den freien Nachmit-
tagen die Badeangebote am schönen Attersee zu nutzen. Es wird der Preis von
3,00 € (Mischpreis) bei Vorzeige des Bandes ermöglicht.

III. B E S C H L Ü S S E D E S G EM E I N D E V O R S T A N D E S

a) Die Kündigung von Frau Köhbrunner Davina im Bauamt mit Wirkung 23.04.2024
wurde zur Kenntnis genommen.

b) Es wurde die Stellenausschreibung für die Aufnahme eines Lehrlings in der allg-
emeinen Verwaltung beschlossen.

c) Es wurde die Stellenausschreibung für die Aufnahme eines Bademeisters:im und
Kassier:in beschlossen.
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d) Die Kostenteilung der Planungskosten des Radweges an der L1274 von km 13,032
bis km 13,915 in der Höhe von 10.000,00 € (50 % / 50 % Teilung) wurden beschlos-
sen.

e) Die Kostenteilung der Planungskosten des Radweges an der L1274 von km 9,336
bis km 11,100 in der Höhe von 10.000,00 € (50 % / 50 % Teilung) wurden beschlos-
sen.

f) Die Firma Reiter Steuerungstechnik wurde der Zuschlag für den Auftrag in der
Höhe von 5.250,00 € für den Pumpentausch im Strandbad vergeben.

g) Der Auftrag für Planungsgrundlage Kanalsanierung Atterseestraße/Promenade
wurde in der Höhe von € 9.642,76 inkl. MwSt. an die Firma dlp Ziviltechniker-
GmbH vergeben.

h) Tätigkeitsbericht des Jugendbus
https://www.seewalchen.eu/Leben_in_Seewalchen/Jugend/Jugendzentrum/Ta-
etigkeitsbericht_2023

T A G E S O R D N U N G

1. BUDGET
1.1. Genehmigung Finanzierungsplan Radweg Gampern-Seewalchen

2. PERSONAL
2.1. SPÖ-Fraktion - Nachwahl in den Gemeinderat, Infrastrukturausschuss, Pla-

nungs- und Raumordnungsausschuss und Personalbeirat
3. ENERGIE

3.1. Abschluss Gasvertrag - Energie AG OÖ für 2025 - 2026
4. PROJEKTE

4.1. Gebäudeerhebung und 2030-Energiesparziel für Gemeinden aufgrund EU-
Richtlinie 2023/1791

5. FÖRDERWESEN
5.1. Ansuchen um finanzielle Unterstützung Dr. Reiter und Dr. Hochhauser
5.2. Ansuchen um finanzielle Unterstützung Dr. Salletmayr-Roider

6. RAUMORDNUNG
6.1. Anpassung des Erhaltungsbeitrags gemäß Raumordnungsgesetz-Novelle

2023
6.2. Umwidmung Nr. 5.19 von Grünland in Sternchenausweisung +16 und von St-

ernchenausweisung +16 in Verkehrsfläche
6.3. Bebauungsplan Nr. 67 "Haining 3" - Beschlussfassung

7. KINDER- UND SCHULANGELEGENHEITEN
7.1. Bedarfserhebung und Entwicklungskonzept Kindergärten und Krabbelstube
7.2. Einvernehmliche Auflösung & Abschluss eines Betreuungs-Leistungs-Vert-

rag BW Seewalchen
8. PRÜFBERICHT

8.1. Kenntnisnahme des Prüfberichtes der Prüfungsausschusssitzung vom
22.01.2024

9. ALLFÄLLIGES
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P R O T O K O L L

1. BUDGET

Berichterstatter: Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl

Sachverhalt:
Mit Datum vom 25.01.2024, Geschäftszeichen IKD-2023-221432/12-Wob wurde uns der
Finanzierungsplan für die Errichtung des Radweges zwischen Gampern und Seewalchen
übermittelt. Bei Gesamtkosten von Euro 1.800.000,00 wäre der Gemeindeanteil Euro
181.883,--. Aus jetziger Sicht müsste der Eigenanteil mittels Rücklagenentnahme fina-
nziert werden.

Wortprotokoll:
GR Siegfried Gierlinger meldet sich zu Wort und gibt an, sich als Radfahrbeauftragter, als
Gemeinderat und als Bürger der Marktgemeinde Seewalchen sich extrem über dieses
Projekt zu freuen, dass jetzt auf Schiene sei. Er möchte sich an diesem Tag bei den Zustä-
ndigen am Land bedanken, bei der Straßenmeisterei, die für die Finanzierung und die Ve-
rhandlungen und so weiter zuständig gewesen seien. Natürlich auch bei den Grundst-
ückeigentümern, die durch die Abtretung, die sicher auch nicht so einfach gewesen sei,
ihren Beitrag dazu geleistet hätten und natürlich auch bei der Gemeinde und den Gemei-
ndebediensteten, die bei diesen ganzen Projektarbeiten ihren Teil geleistet hätten. Er
möchte auch in dieser Runde sagen, dass er es für ein wenig befremdlich halte, dass im
Bürgermeisterbrief nur diejenigen, die er gerade erwähnt habe, vor den Vorhang gestellt
wurden bzw. sich gestellt hätten, die im Prinzip für die finanzielle Ausstattung und die
Abwicklung des Projekts verantwortlich seien. Deswegen sei es für ihn und auch für
seine Fraktion sehr wichtig, dass man auch die Leute erwähne, die in den letzten Jahren,
vor allem auch gegen Widerstände teilweise, die Lobbyarbeit für dieses Projekt geleistet
hätten. Das müsse man auch erwähnen. Das seien vor allem Bürger der Gemeinde Seew-
alchen gewesen. Das seien diejenigen Bürger gewesen, die Unterschriftenlisten initiiert
hätten und diese dem Bürgermeister überreicht haben würden. Die seien diejenigen Bü-
rger, die bei dieser Unterschriftenliste unterschrieben haben würden und das seien
sogar jene Bürger, die sogar in einer Bürgerfragestunde den Bürgermeister und den
Gemeinderat um Urgenz, um zeitnahe Umsetzung gebeten hätten. Dies seien diejenigen,
die dieses Projekt immer unterstützend vorangetrieben hätten. Natürlich wolle er als
Radbeauftragter auch die Radgruppe erwähnen, seine Kollegen, die Gemeinderäte,

1.1. Genehmigung Finanzierungsplan Radweg Gampern-Seewalchen
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Nicht-Gemeinderäte seien, die immer engagiert gewesen seien und natürlich auch die
Fahrradberatung des Landes Oö, die über das Klimabündnis überhaupt Ideengeber und
Initiatoren dieses Projekts gewesen seien. Im Jahr 2017, man könne das sogar in der
Gemeindezeitung nachlesen, sei dieses Projekt als Radstrecke schon drinnen gewesen.
Das heiße, dass ohne die Arbeit der Gemeindebürger und der ständigen Erinnerer und
Kümmerer und Lobbyisten für diese Strecke, so glaube er, würde man nicht stehen, wo
man jetzt stehe. Es sei das größte und wahrscheinlich eines der wichtigsten, wenn nicht
das wichtigste Radinfrastrukturprojekt und da sei es wichtig, allen zu danken und das
möchte er an diesem Tag machen. Er möchte allen danken, vom Land angefangen, bei
der Gemeinde, aber auch denjenigen, die ständig diese Kleinarbeit geleistet hätten. Er
möchte sich als Radbeauftragter herzlich bedanken.

Vizebgm. Klaudia Haberl bedankt sich für die Wortmeldung bei GR Gierlinger und gibt an,
ganz bei ihm zu sein. Sie wolle sich vor allem auch bei der Radgruppe, sie wisse, diese sei
ein gutes Team und diese habe eine gute Vorarbeit geleistet, bedanken. Sie wolle sich
natürlich auch bei allen Bürgerinnen und Bürgern bedanken und natürlich auch für heute
beim Gemeinderat, wo man dies beschließe.

GV Kurt Berger ergänzt, dass man sich imWesentlichen nur dem anschließen könne, was
GR Gierlinger gesagt habe. Sie seien natürlich auch sehr froh und natürlich auch sehr st-
olz, dass man jetzt offensichtlich auf demWeg sei, dass man, wie er glaube, nicht nur für
sich, sondern auch für die ganze Region, den sehr wichtigen Radweg beginnen könne.
Auch dass es fast keine Probleme gegeben habe mit den Grundanrainern, die hier geh-
olfen hätten, dafür möchte er sich bedanken. Für seine Fraktion sei es auch natürlich
sehr befremdend gewesen, dass, bevor der Beschluss endgültig auf dem Tisch liege, er
habe das auch im Gemeindevorstand schon gesagt, man einen Bürgermeisterbrief bek-
omme, in dem versucht werde, es so darzustellen, dass er (Anmerkung: der Bürgermeis-
ter) dies alleine so das Endgültige so auf den Weg gebracht hätte. Das finde man so nicht
in Ordnung. Das sei schade, weil man in Summe, so glaube er, nicht unvernünftig mitein-
ander arbeite und solche Bürgermeisterbrief das Thema nicht unbedingt positiv beei-
nflussen würden. Man sei froh, dass man nun eine Finanzierung beisammen habe, wo
man nur ja sagen könne und man müsse schauen, dass man wirklich so schnell wie
möglich damit beginne. Und noch einen Punkt möchte er erwähnen, weil im Bürgermeis-
terbrief drinnen stehe, dass es eine 100%ige Förderung in Österreich nicht gebe. Das sei
wohl allen bewusst. Man solle sich solche Dinge einfach sparen, im Sinne der guten Zus-
ammenarbeit, die man zu hohem Anteil pflege.

GV Markus Kitzberger wolle sich auch bei all jenen bedanken, die an diesem Projekt mi-
tgewirkt hätten. Er wolle aber schon – auch für den Bürgermeister – eine Lanze brechen,
der heute nicht antworten oder sich rechtfertigen könne zu den Wortmeldungen, weil er
nicht da sei. Daher mache er das. Er glaube, es gebe viele Köpfe, die hier mitgearbeitet
hätten, keine Frage. Er wisse persönlich, wie viele Stunden alleine die Finanzierungsaus-
arbeitung zwischen dem Amtsleiter und dem Bürgermeister gedauert habe. Das Entsch-
eidende, warum das Projekt jetzt etwas werden würde, dass man es sich mit dieser Fina-
nzierung leisten könne und der Gemeinde nur 10% bleiben würden. Dies sei nicht der Ve-
rdienst von irgendjemanden, der unterschrieben habe, das sei der Verdienst von demje-
nigen, der dieses Projekt gestaltet habe. Die meiste Arbeit hätten der Bürgermeister und
der Amtsleiter gehabt und dass dieser, zu jenem Zeitpunkt als es festgestanden sei, sich
erlaube, die Bevölkerung freundlich darauf hinweisen, dass dieses Projekt jetzt etwas
werde, das sei der Weg hin und dafür bräuchte er (Anmerkung: der Bürgermeister) sich
nicht schämen. Er glaube, der Bürgermeister habe einen riesigen Anteil daran, dass die-
ses Projekt jetzt etwas werde. Die Darstellung, wie es in der Vergangenheit oft gewesen
sei, dass Gewisse dieses Projekt wollen würden und andere würden dies nicht so wollen,
das sei eine bewusste Fehldarstellung gewesen. Man habe das Projekt genauso
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gewollt, wie alle anderen. Nur zuerst müsse man die Rahmenbedingungen schaffen,
dass es sich die Gemeinde leisten könne und dann könne man den Erfolg vermarkten.
Dazwischen Druck zu machen, warum nichts weitergehe, nicht in der Öffentlichkeit, aber
gehe am Sinn vorbei. Es habe jeder geschaut, dass dieses Projekt so schnell wie möglich
über die Bühne gehe, nur solange man den Finanzierungsplan nicht habe, könne man
sich bei der Bevölkerung nicht in irgendeiner Form profilieren oder sagen, die einen wü-
rden es wollen, die anderen weniger. Es hätten alle gewollt und er bedanke sich bei allen,
die konstruktiv mitgearbeitet hätten.

GR Erich Kaniak ergänzt, dass dies die Grundproblematik sei. Alle seien dafür etwas Posi-
tives für die Bevölkerung zu machen, nur müsse sich jeder fragen, welche Rangordnung,
welchen Wert dies habe und wie stehe dies in Relation zum Beispiel zum Straßenb-
aubudget. Wenn man dann die Zahlen sehe, müsse man schon überlegen, ob dies so ei-
nen Vorrang habe und müsse man deswegen viele andere Dinge streichen. Das habe
schon etwas für sich. Er sei nicht der advokatus diaboli. Wenn die Gemeinde das Geld
habe, Hurra, dann mache man es. Wenn sie es nicht habe, werde man es eh sehen beim
nächsten Punkt, ob man es streichen müsse. So einfach sei das Problem. Wenn man es
habe, mache man es. Wenn man es nicht habe, werde man etwas anders streichen müs-
sen. So einfach sei das.

Vizebgm. Jürgen Kirchberger wolle sich ebenfalls bei allen Menschen bedanken, die bei
diesem Projekt mitgearbeitet hätten. Er bedanke sich auch für den vielen Ergänzungen,
denn auch diese hätten viel menschlichen Anspruch und hätten im Bürgermeisterbrief
gefehlt. Er bedanke sich, dass dies in einer öffentlichen Sitzung gesagt wurde. Das sei
ihm ganz wichtig. Er wolle zwei Punkte anmerken. Ja, es sei ein Geld. Es sei perfekt ausg-
earbeitet. Er spricht dem Amt noch einmal ein Danke aus, dass so viel gearbeitet wurde,
um dies in eine leistbare oder zumindest annehmbar leistbare Form gießen zu können.
Eine sei schon klar. Jedes Auto weniger, dass um den See herumfahre, sei ein Gewinn für
die Region oder sei, wie man vorhin gesprochen habe, bei der Kreuzung das Auto, das
nicht fahre und vielleicht nichts passiere. Darum sei er froh, wenn man hier viele Men-
schen auf das Rad bekomme. Mit so einem Angebot könne das nur besser gehen. Das
Zweite, was er noch anmerken wolle sei, was auch Kurt Berger schon gesagt habe. Eine
100%-Förderung gebe es sehr wohl. Sein Kollege Aleksandar Jovanovksi und er würden
beide bei einer Behörde arbeiten und da gebe es 100%-Förderungen. Dies sei nicht ganz
korrekt. Dies wolle er nur ergänzend anmerken.

GVin Karin Hemetsberger möchte auch noch kurz eine Stellungnahme abgeben. Und zwar
sei im Grunde genommen arbeite man zusammen schon sehr lange an dem Projekt, es
sei von allen Fraktionen befürwortet. Man müsse auch dankenswerterweise an alle Gru-
ndeigentümer, welche dafür einen Grund abgetreten haben, unseren Dank aussprechen.
Es sei viel Arbeit gewesen und es sei gelungen und sei man jetzt froh, es so geschafft zu
haben. Man werde das auf der Gemeinde schon stemmen. Es seien ja alle dafür und es
sei eine sehr gute Sache.

AL Christoph Riedler fügt hinzu, dass das gesamte Projekt durch die Straßenmeisterei
umgesetzt werde und es ca. 3-4 Jahre dauern werde das wisse man jetzt schon. Da das
Budget relativ groß sei, werde man heuer noch anfangen. Das sei bereits zugesagt wo-
rden. Es gebe noch eine Verhandlung mit einem Grundbesitzer. Dabei handle es sich um
eine Verlassenschaft. Da sei man gerade dabei. Und ganz oben in Steindorf werde auch
verhandelt. Das gehe nächste Woche an. Eines müsse er noch korrigieren: Er kenne keine
100%ige Förderung für einen Radweg. Das gebe es nicht bzw. das habe er noch nie ges-
ehen. Wenn es das gebe wäre das super. Man bekomme für diesen Förderungsplan viell-
eicht noch Mittel, aber 100%werde man nie schaffen.
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Vizebgm. Jürgen Kirchberger ergänzt, dass ja stehe es gebe in Österreich keine 100% Fö-
rderung.

Antrag:
Die Vizebürgermeisterin stellt auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindev-
orstandes den Antrag, den Finanzierungsplan für die Errichtung des Radweges zwischen
Gampern und Seewalchen GZ: IKD-2023-221432/12-Wob zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Finanzierungsplan IKD-2023-221432/12-Wob

2. PERSONAL

Berichterstatter: Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl

Sachverhalt:
Durch den Mandatsverlust von Herrn Harald Bodner (SPÖ) auf das Mandat im Gemeinde-
rat, sowie das Ersatzmandat im Infrastrukturausschuss, im Planungs- und Raumordnu-
ngsausschuss sowie im Personalbeirat ist eine Nachwahl erforderlich. Gemäß § 52 OÖ.
Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt.

Antrag:
Die Vizebürgermeisterin stellt den Antrag, dass die Abstimmung durch das Erheben der
Hand erfolgen soll.

Beschluss: einstimmige Annahme

Von der SPÖ – Fraktion liegen folgende Wahlvorschläge vor:

Infrastrukturausschuss:
Ersatzmitglied: Aleksandar Jovanovski

Abstimmungsergebnis der SPÖ-Fraktion durch Handheben:
Beschluss: einstimmige Annahme

Planungs- und Raumordnungsausschuss:
Mitglied: Aleksandar Jovanovski
Ersatzmitglied: Kerstin Zoister

Abstimmungsergebnis der SPÖ-Fraktion durch Handheben:
Beschluss: einstimmige Annahme

2.1. SPÖ-Fraktion - Nachwahl in den Gemeinderat, Infrastrukturausschuss, Planungs-
und Raumordnungsausschuss und Personalbeirat
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Personalbeirat:
Ersatzmitglied: Rudolf Stockinger

Abstimmungsergebnis der SPÖ-Fraktion durch Handheben:
Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Wahlvorschlag

3. ENERGIE

Berichterstatter: Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl

Sachverhalt:
Für den Abschluss des Gasliefervertrages mit der Energie AG OÖ für das Jahr 2025 und 2026
ist ein Arbeitspreis in der Höhe von 4,58 ct/kWh netto (Jahr 2025) und 4,45 ct/kWh netto
(Jahr 2026) vereinbart. Aufgrund der kurzen Zeitspanne den Vertrag zu unterfertigen kann
dieser nur nachträglich im Gemeinderat beschlossen werden. Der Gesamtverbrauch aller
Gebäude liegt bei zirka 823.000,00 kWh pro Jahr.

Wortprotokoll:
GR. Siegfried Gierlinger wolle diesen Tagesordnungspunkt als Anlass nehmen, um darauf
hinzuweisen, dass man leider beim Volksschulneubau verabsäumt habe ein nachhaltiges
Heizsystem zu implementieren und auf Gas gesetzt habe. Er wisse, es sei damals die
billigste Variante gewesen. Kurz darauf habe sich herausgestellt, dass es doch nicht die
billigste gewesen sei. Jetzt sei es wieder günstiger. Mal schauen wie es werde. Unabhä-
ngig vom Preis sei es definitiv nicht nachhaltig. Er glaube, man solle aus diesem Beispiel
lernen, weil er glaube, dass diese Entscheidung die letzten Jahre sehr schmerzhaft gew-
esen seien. Man solle in Zukunft bei Entscheidungen bzgl. Gebäudesanierung, bzgl.
Heizungen, bzgl. Installationen das Augenmerk ein bisschen weg vom Preisargument
und ein bisschen hin Richtung Nachhaltigkeit. Nicht immer das günstige sei das Beste.
Die Leute sagen ja auch: Wenn man billig kaufe, dann kaufe man auf lange Sicht teuer.
Das sollte man vielleicht mitnehmen und in Zukunft etwas berücksichtigen.

GV. Kurt Berger glaubt, dass man bzgl. Nachhaltigkeit schon einiges dazugelernt habe.
Man müsse nur schauen, wie viele Photovoltaikanlagen man inzwischen installiert habe.
Alle miteinander sei man in diese Richtung unterwegs. Hier gehe es jetzt darum, dass
man für die vorhandenen Heizungen einen entsprechenden Preis zusammenbringe. Hier
könne man AL Riedler nur DANKE sagen, dass er sich hier immer wieder dahinterklemme
und sich dann immer wieder blöde Frage von ihm (GV Berger) anhören müsse. Er glaube,
man habe hier einen Vertrag, der für die Gemeinde Seewalchen sehr positiv sei. Man
solle dem zustimmen. Bei der Nachhaltigkeit – bei den neuen Dingen – werde man dar-
über nachdenken. Man beschließe heute ja etwas, bei dem es um diese Dinge gehe. Da
müsse man alle miteinander schauen.

GR. Gerald Filimon fügt hinzu, dass sein Vorredner im Prinzip genau das gesagt habe,
was es ausmache. Man rede natürlich, und auch in dieser Sitzung werde man über Geb-
ührenerhöhung sprechen als Einnahme für die Gemeinde – vielleicht sei es eine Vorgabe
vom Land usw. Er wolle auch die positive Arbeit vom Amt, insbesondere AL Christoph Ri-
edler auch hervorheben. Es sei nicht selbstverständlich, dass sich ein Amtsleiter trotz
seiner sämtlichen Aufgaben, genau um das kümmere wo man sich viel mehr einsparen
könne. Man rede hier – von dem besseren Energiepreis den man bekomme – von EURO

3.1. Abschluss Gasvertrag - Energie AG OÖ für 2025 - 2026
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50.000,00 die man sich als Gemeinde erspare. Dafür wolle er Danke sagen und er solle
sich diese Umsichtigkeit für die nächsten Jahre beibehalten.

GR. Erich Kaniak ergänzt, dass hier jetzt einige sehr interessante Worte gefallen seien.
Nachhaltigkeit, Sparen, Gemeindemanagement. Wenn er das alles so höre und mit der
Realität vergleiche, dann komme es ihm so vor, als nehme man ein billiges Russengas
(welches übrigens qualitativ das beste sei) durch Frackinggas aus Amerika ersetze mit
Terminals, die Milliarden kosten, mit Schiffen herübergebracht werden und dann erkläre
mir jemand etwas über Nachhaltigkeit. Entweder er sei schizophren oder es müsse irge-
ndwo ein Denkfehler sein. Dann erzähle uns die Ministerin wie toll das sei, und wie man
das alternativ machen können, damit es noch teurer werde für die gesamte Bevölkerung.
Da könne man noch so sparen. Die 3% die die EU vorschlage – das mache ca. 25.000 kW
bei unserem Verbrauch aus. Mit diesen Worten, die man da in einen Raum stelle, und das
einfach so stehen lasse, widerspreche jeder Realität. Man kämpfe darum, dass man es in
einem teuren Land billig bekomme. Das sei aber keine Lösung – dies sei ein Schuss ins
eigene Knie. Danke dem Amtsleiter, dass er dies manage. In Wirklichkeit sei es ein eur-
opäischer Selbstmord.

GV. Markus Kitzberger merkt an, dass bundespolitische Themen nicht Thema im Gemei-
nderat seien. Einen Angriffskrieg in Europa vergleichen mit Nachhaltigkeit, seien 2 Paar
Schuhe. Dass man diesen Kriegstreibern nichts an Gas abkaufe bzw. so wenig wie
möglich abkaufen wolle, sei eine sehr sinnvolle Überlegung, welche vielleicht nicht
nachhaltig sei (da gebe er GR Erich Kaniak) recht, aber einen großen Wert für die Demok-
ratie und Freiheit habe, die er im höchsten Maße begrüße.

GR. Siegfried Gierlinger fügt noch hinzu, dass er das mit der Nachhaltigkeit vielleicht
nicht ganz präzensiert habe. Er habe damit gemeint, dass die Entscheidung damals zwi-
schen Gas und einer Tiefenbohrung Erdwärme gewesen sei. Und dass die Erdwärme
definitiv ein nachhaltigeres Heizsystem sei als Gas, glaube er dass man sich da einig sei.
Dies sei es im Kleinen gewesen.

AL Christoph Riedler bedankt sich bei dem vielen Lob, merkt aber an, dass dies seine
Aufgabe sei zu schauen, das Beste herauszuholen. Er lebt nach dem Motto: Nicht ge-
schimpft ist genug gelobt. Da komme er immer besser durch. Es sei ein guter Preis. AL
a.D Johann Schmidt (Zuhörer) werde das noch wissen. Die 4 cent habe man schon vor
dem Krieg gehabt. Vielleicht auch 3,96 oder 3,98 cent. Aber mit 4,4 cent sei man gut
dabei. Und auch beim Strom könne er sagen, dass es gerade wieder in die Richtung 8-9
cent gehe. Man spare sich auch da wieder ein bisschen was.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl bedankt sich ebenfalls uns merkt an, dass AL Riedler
das Lob schon annehmen können. Dies sei ja sein Engagement.

Antrag:
Die Vizebürgermeisterin stellt den Antrag, den vorliegenden Gasliefervertrag mit der Fi-
rma Energie AG Oberösterreich Vertrieb GmbH, aus 4020 Linz, vom 07.02.2024 für den
Zeitraum: 01.01.2025 bis 01.01.2027 – 06:00 Uhr mit einem Arbeitspreis von 4,58 und 4,45
Cent netto nachträglich zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Vertrag
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4. PROJEKTE

Berichterstatter: Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl

Sachverhalt:
Die Direktion Inneres und Kommunales des Landes Oberösterreich informierte die oberö-
sterreichischen Gemeinden am 16. November 2023 in einem Rundschreiben über die EU-
Richtlinie 2023/1791 zur Thematik Energieeffizienz und 2030-Energiesparziel in öffen-
tlichen Gebäuden. Besonders relevant ist die in Artikel 6 Absatz 1 normierte Verpflich-
tung, "dass jährlich mindestens 3 % der Gesamtfläche beheizter und/oder gekühlter
Gebäude, die sich im Eigentum öffentlicher Einrichtungen befinden, renoviert werden,
um sie zu Niedrigstenergiegebäuden oder Nullemissionsgebäuden umzubauen."

Parallel dazu bietet Artikel 6 Absatz 6 die Möglichkeit, "einen alternativen Ansatz anzu-
wenden, um jedes Jahr Energieeinsparungen in Gebäuden öffentlicher Einrichtungen in
einer Höhe zu erzielen, die mindestens der in Absatz 1 vorgeschriebenen Höhe entsp-
richt." Dabei muss die Einsparungsverpflichtung nicht zwingend durch Renovierung erf-
üllt werden, sondern es sind auch kostengünstigere Maßnahmen wie Heizungsoptimie-
rungen, Teilsanierungen und Monitoring des Energieverbrauchs möglich.

Für den Bereich des Landes Oberösterreich wurde aufgrund der Erleichterung die Inan-
spruchnahme des alternativen Ansatzes gemäß Artikel 6 Absatz 6 an die Europäische
Kommission gemeldet. Aufgrund des außerordentlichen Zeitdrucks, der durch die gefo-
rderte Erhebung des öffentlichen Gebäudestandes sowie die Berechnung des Energieve-
rbrauchs und Einsparungspotenzials in der betreffenden EU-Richtlinie entsteht, hat das
Land Oberösterreich den Gemeinden eine unterstützende Maßnahme bereitgestellt. Der
Energiesparverband Oberösterreich berechnete den Gesamtenergieverbrauch aller obe-
rösterreichischen Gemeinden auf Grundlage der Daten der Statistik Austria. Dabei wurde
angenommen, dass grundsätzlich alle Gemeinden den leichter zu erfüllenden alternati-
ven Ansatz ("Option Absatz 6") wählen wollen.

Aufgrund der Stellung der Gemeinden als Gebietskörperschaften liegt die Zuständigkeit
zur Entscheidung, welche Option gewählt wird, jedoch bei den Gemeinden selbst. Jene
Gemeinden, die ausnahmsweise nicht den vereinfachten Ansatz, sondern eine verpflich-
tende jährliche Renovierungsquote von 3 % wählen möchten, wurden aufgefordert, dies
bis zum 15. Dezember 2023 an die IKD zu melden. Für alle Gemeinden ist es allerdings
erforderlich, eine formelle Entscheidung (Gemeinderatsbeschluss) darüber zu fassen,
welche Option zur Erreichung des genannten 2030 – Energiesparziels gemäß EU-Richtli-
nie gewählt wird.

Wortprotokoll:
GR. Leonard Eitzinger-Lange informiert, dass man hier zu seinem Fachgebiet komme. Er
werde diesem Tagesordnungspunkt zustimmen und lade alle im Gremium ein, diesem
Punkt auch zuzustimmen. Es habe durchaus nachvollziehbare Gründe, warum der Gem-
eindebund und auch ein Großteil der österreichischen Gemeinden diesen alternativen
Ansatz, der übrigens eigentlich Absatz 6 sei und nicht Absatz 1. Es sei der kleinste gemei-
nsame Nenner, auf den man sich in der EU geeinigt habe. Das sei An und Für sich nichts
Schlechtes, weil die Ressourcen-Effizienz auch in diesen Belangen relativ gut sei und
man mit den Ressourcen sowie am Limit sei. Er halte es für unambitioniert, diesen alter-
nativen Ansatz zu wählen. Andererseits, da auch amtlich so gute Arbeit geleistet wurde.
Er müsse das Amt jetzt nochmals loben. Was man an Energiebuchhaltung habe, sei man
sehr gut ausgestattet zum derzeitigen Zeitpunkt. Man habe mit der Energie

4.1. Gebäudeerhebung und 2030-Energiesparziel für Gemeinden aufgrund EU-Richtlinie
2023/1791
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buchhaltung ein solides Fundament um diese Richtlinie zu erfüllen. Aber man müsse di-
ese Energieeinsparungen auch nachweisen. Davon sei man nicht ausgenommen. Und 3%
von einer Renovierungsrate auf Niedrigenergie sei schon ein Stück, dass man schaffen
müsse. Man müsse außerdem die Renovierungspässe für jedes dieser Objekte durchfüh-
ren und den Niedrigenergiestandard für diese Gebäude bis 2040 erreichen. Seine persö-
nliche Sorge sei, – dies sei ein kleine Prophezeiung, und er hoffe dass diese nicht eintrete
– dass man mit diesen kleinen Maßnahmen, die man beschließe, irgendwann – wahr-
scheinlich Mitte der 30er Jahre – an eine Grenze stoßen werde mit Machbarem ohne wi-
rklich umfassende Sanierung. Exemplarisches Beispiel sei die Musikschule bei allen
Teilmaßnahmen: Fenstertausch, und Energiesparmaßnahmen werde man die Musik-
schule nicht auf ein Niedrigenergiegebäude bringen. Dies werde uns in den nächsten 10
Jahren beschäftigen, wenn man wirklich diese Niedrigenergiestandards 2040 erreichen
müsse. Dies gehe sich mit einfach mit den Teilmaßnahmen nicht aus. Irgendwann müsse
man diese Maßnahmen treffen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt vollkommen adäquat.
Noch eine kleine Ergänzung – er gehe davon aus, dass dies richtig sei und dass dies so zu
machen sei. Es sei die vollständige EU-Richtlinie mitgeschickt worden und dadurch die
Unterlagen für den Gemeinderat etwas aufgebläht. Wahrscheinlich hätte der Artikel 6
gereicht.

AL Christoph Riedler antwortet, dass man sich bei 126 Seiten ja informieren könne. Desh-
alb sei alles mitgeschickt worden.

GR. Erich Kaniak fügt hinzu, dass je wortreicher etwas erklärt werden müsse, umso sch-
wieriger bzw. intransparenter werde das. Man habe hier eine Vorlage der EU mit 300 Sei-
ten. Das habe sich keiner durchgelesen. Fasse man das auf einen Punkt zusammen. Ein
sehr ambitioniertes Ziel, wo die Mehrheit erkannt hat, dass es unmöglich ist in der Zeit
das zu erreichen. Das sei das eine. Der Grund ist der berühmte Satz alternativ. Alternativ
gebe es ein paar. Es gebe sogar Kopierer, die alternativ einen Vorschlag machen. Diese
Alternative sei ja vom Gemeindebund nichts anderes, als ein Eingeständnis, dass man
das nicht zusammenbringe in der Zeit. Also folge dessen müsse man an verschiedenen
Schrauben drehen. Und jetzt frage er sich wie das finanzierbar sei solle. Es gebe ja in
Deutschland den berühmten Satz – Sondervermögen. Das seien die Schulden. Damit mü-
ssten in Deutschland 250 Milliarden für diese Sanierung aufgebracht werden. Er sage es
nur so, weil man wisse was das koste. Er sei ganz dabei, dass man die kaputte Schule
machen müsse. Er schaue sich die Liste an mit den Kindergärten, Schulen die gemacht
werden müssen. Dann sollen aber auch noch die bestehenden Gebäude saniert werden.
Dann lebe man in einer Scheinwelt, die die Realität komplett verloren habe, weil man es
nicht zusammenbringe. Man bringe es einfach nicht zusammen. Darum auch Alternativ-
vorschlage, wo man sich so durchschlängeln könne. Es passe zwar nicht ganz, aber man
versuche es. So ungefähr sei das.

GR. Leonard Eitzinger-Lange merkt an, dass es nicht so sei, als könne er GR. Kaniak gru-
ndsätzlich widersprechen. Er sage jetzt nicht unmöglich – dies sei vielleicht ein sehr dra-
stisches Wort – es sei sehr ambitioniert was man wolle und der Alternativweg sei ein bi-
sschen ein …jajajajaj. Aber da habe die EU glücklicherweise – wie sie auch sei – durchaus
Auswege gelassen, mit dem ein oder anderen Trick mit dem man diese Richtlinie aush-
eben könne, was eventuell einen Neubau involviert der ein im Bestand befindliches derz-
eitiges schlechtes Objekt vollständig ersetzt und für mehrere Jahre anrechenbar sei. Und
da komme man am Schluss eh irgendwie hin. Sei dies der Weg den man gehen wolle?
Das lasse er jetzt im Raum stehen. Er sei grundsätzlich immer noch optimistisch das zu
schaffen, aber man werde sicher die nächsten paar Jahre – vor allem in 10 Jahren –
nochmals darüber sprechen müssen.
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AL Christoph Riedler ergänzt, dass von 441 Gemeinden sich genau eine Gemeinde ent-
schieden habe, den anderenWeg einzuschlagen.

Antrag:
Die Vizebürgermeisterin stellt den Antrag, aufgrund der einstimmigen Zustimmung des
Gemeindevorstands vom 05.02, den von IKD und Gemeindebund empfohlenen „alternati-
ven Ansatz“ gemäß Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2023/1791 zur Erreichung der geford-
erten Energieeinsparungen zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
- Richtlinie (EU) 2023/1791
- Rundschreiben IKD vom 16.11. und 21.11. 2023

5. FÖRDERWESEN

Berichterstatter: Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl

Sachverhalt:
Mit Datum vom 22.01.2024 ist das Ansuchen von den Ärztinnen Dr. Reiter und Dr. Hochh-
auser betreffend finanzieller Unterstützung für die Einrichtung ihrer neuen Ordination
für Allgemeinmedizin im Aichergut eingelangt. Die geschätzten Kosten für die Errichtung
der Ordination belaufen sich lt. Ansuchen auf rund Euro 183.000,00.

Finanzierung:
Zukunftsrücklage - NVA2024

Wortprotokoll:
GR. Erich Kaniak sei der Meinung, wenn an es sich leisten könne – wunderbar – die Gesu-
ndheit sei ein wichtiges Segment. Er sei ja schließlich auch in dieser Branche. Er sehe das
vollkommen ein. Man rede hier von 3% Skonto bei diesem Betrag. Er würde aber empf-
ehlen, alle Ärzte gleich zu behandeln, weil Frau Dr. Alexandra Angerer habe keinen Zu-
schuss bekommen bzw. habe sie gar nicht angesucht, weil sie von vorherein gewusst
habe, dass sie nichts bekommen werde (von anderen Gemeinden). In Lenzing oder Attn-
ang-Puchheim gebe eine keine Zuschüsse. Das wolle er nur sagen. Gleichbehandlung
aller in dem Bereich sei wichtig, um auch glaubhaft zu sein. Vizebürgermeisterin Klaudia
Haberl fügt hinzu, dass man das im Gemeindevorstand besprochen habe und sei zu der
gleichen Meinung gekommen. Es müsse natürlich ein Antrag von Frau Dr. Alexandra Ang-
erer gestellt werden bzw. von Ärztinnen welche sich neu zulassen. Dann werde das ge-
währt.

AL Christoph Riedler korrigiert, dass der Gemeindevorstand die Meinung vertreten habe,
dass bei Frau Dr. Kellermayr der Zuschuss – für die Einrichtung - bereits bezahlt worden
sei. Deshalb könne Frau Dr. Angerer nicht mehr ansuchen, da das Geld ja im Mobilar st-
ecke. So sei das im Gemeindevorstand gewesen. Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl er-
widert, dass man in der Fraktionssitzung dieses Thema auch besprochen habe, ob man
im Gemeindevorstand eine allgemeine Richtlinie erstelle. Was man noch nicht bedacht
habe, da habe sie heute noch nachgefragt, seien die Ordinationszeiten. Wie lange, wie oft
habe man offen. Es sei deshalb in der Fraktion besprochen worden, ob man nicht Richtli

5.1. Ansuchen um finanzielle Unterstützung Dr. Reiter und Dr. Hochhauser
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nien erstellen könne, um alle gleich zu behandeln. Da sei sie auch dafür – Gleichbeha-
ndlung sei fair.

GV. Kurt Berger fügt an, dass es seiner Erinnerung nach schon so gewesen sei, dass man
gesagt habe Gleichbehandlung solle sein, überhaupt keine Frage. Deshalb sei man auch
auf den Betrag von € 6.000,00 gekommen, weil man Frau Dr. Kellermayr damals bei der
Einrichtung ihrer Ordination auch diese € 6.000,00 gegeben habe. Dies sei der Grund ge-
wesen, warumman auf diesen Betrag gekommen sei, weil ursprünglich im Vorstandsan-
trag nicht drinnen gestanden sei und man sich dann auf die € 6.000,00 geeinigt habe um
eben gleich zu behandeln.

GR. Erich Kaniak ergänzt, dass Frau Dr. Kellermayr als Individium habe das bekommen.
Da Frau Dr. Kellermayr leider Gottes nicht mehr unter uns weile, und eine Nacharbeit die-
ser Ordination, die so individuell für Frau Dr. Kellermayr gewesen sei, unbedingt notwe-
ndig gewesen sei. In diesem Bereich könne man sonst nicht so arbeiten, wie die neue
Inhaberin der Ordination. Da sei sichtlich genauso ein ähnlicher Betrag notwendig, sod-
ass die Frau natürlich auch unter Druck stehe und mit dem Vorgänger das zu vergl-
eichen. Er würde ja auch nicht beim Reiter anfangen und sagen, wie entgegenkommend
die Gemeinde gewesen sei. Ein Objektive für die Damen, die da seien, und sollten Herren
komme, mache es ihm auch nichts. Man solle hier ein gleiches Niveau haben. Nicht dass
dann eine sage, die habe es besser und ich schlecht. Diese internen Streitereien und
Animositäten solle man lassen und als Gemeinde wirklich großzügig sein, denn dies sei
eines der wichtigsten Standorte. Es nütze nichts, wenn man Sozialversicherung und Kra-
nkenhausbeiträge zahlen in Millionenhöhe und dann scheitere es in kleinen Bereichen
und man fange an zu knausern.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl fügt an, dass man im Gemeindevorstand solche Ant-
räge wirklich genau besprechen werde. Sie habe das auch so mitgenommen, dass dies
allen sehr wichtig sei, dass sich Ärzte bei uns niederlassen. Man sei froh für die Bürgeri-
nnen und Bürger Ärzte und auch Wahlärzte habe. Diese zu unterstützen sei eine einh-
ellige Meinung gewesen.

GR. Dunja Lamatsch stimmt dem zu und finde es gut, die Ärztinnen zu unterstützen. Was
ihr sauer aufgestoßen sei, sei dass man bei einer relativ geringen Summe den Zusatz
habe, dass sie mindestens 5 Jahre bleiben müssen, ansonsten müsse das zurückgezahlt
werden. Aber die engagieren sich dermaßen und seien schon lange bei uns.

AL Christoph Riedler antwortet, dass er diesen Satz ergänzen habe lassen. Sonst habe
man das wieder wie bei Fr. Dr. Kellermayr. Da könne jetzt keiner was dafür. Aber viell-
eicht gehe man wieder weg. Was sei, wenn die nach 2 Jahren wieder weggehe?

GR. Dunja Lamatsch würde das bei so einer geringen Summe nicht machen, aber sie ver-
stehe es schon.

AL Christoph Riedler fügt hinzu, dass € 6.000,00 für das Gemeindebudget viel Geld seien.
Vzbgm. Jürgen Kirchberger ergänzt, man fördere jetzt nicht jede der Doktorinnen einzeln,
sondern die Summe sei für die Ordination. Weil zwei Namen dort stehen. Dies zur Erklä-
rung. Es sei die Ordination, die ein Förderung erhalte, nicht jede einzeln.

GV. Karin Hemetsberger schließt sich der Meinung von GR. Kaniak an. Gleiches Recht für
alle Ärztinnen. Sie selber sei jetzt bei Frau Dr. Angerer und daher wisse sie, dass Fr. Dr.
Angerer schon sehr viele Investitionen getätigt habe. Fr. Dr. Kellermayr könne die €
6.000,00 nun nicht mehr zurückzahlen, sollte man da den Passus auch schon drinnen
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gehabt haben. Dies sei natürlich sehr unglücklich gelaufen. Sie würde jedoch schon dar-
auf achten, dass auch Fr. Dr. Angerer diese Summe auch erhalte.
Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl merkt an, dass man dies im Gemeindevorstand wi-
eder bespreche, und der Punkt dann ohnehin wieder in den Gemeinderat komme.

Antrag:
Die Vizebürgermeisterin stellt auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindev-
orstandes den Antrag, den Ärztinnen Dr. Reiter und Dr. Hochhauser eine finanzielle Unte-
rstützung für die Einrichtung ihrer Ordination für Allgemeinmedizin im Aichergut in der
Höhe von Euro 6.000,00 mit der Bedingung zu gewähren, dass die Ordination mindest-
ens 5 Jahre an dem Standort geführt werden muss, ansonsten ist der Zuschuss an die
Marktgemeinde zurückzuzahlen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Ansuchen

Berichterstatter: Klaudia Haberl

Sachverhalt:
Mit Datum vom 22.01.2024 ist das Ansuchen von Frau Dr. Ursula Salletmayr-Roider betr-
effend finanzieller Unterstützung für die Einrichtung ihrer neuen Wahlarztordination für
Kinder- und Jugendheilkunde im Aichergut eingelangt. Die geschätzten Kosten für die Er-
richtung der Ordination belaufen sich lt. Ansuchen auf rund Euro 138.000,00.

Finanzierung:
Zukunftsrücklage - NVA2024

Wortprotokoll:
GR. Harald Mayrhofer merkt an, dass das Wort Gleichbehandlung, welches vorhin in den
Mund genommen worden sei, nicht einsehe, dass man in eine Wahlärztin, welche um €
50.000,00 weniger koste, investiere und dieselbe Summe gebe als Frau Dr. Reiter. Da
müsse er ehrlich sagen, dass ihm die Gleichbehandlung fehle und er verwundert sei,
dass dies der Gemeindevorstand so einstimmig beschlossen habe.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl antwortet, dass man das im Gemeindevorstand di-
skutiert habe. Man sehe zwar, dass für den einen € 6.000,00 viel seien, für den anderen
wenig. Man habe aber gesagt, für diese ganzen Investitionen, welche die Ärzte geleistet
haben, seien € 6.000,00 eigentlich eine Wertschätzung, da man froh sei Ärzte/Ärztinnen
zu bekommen. Da sei sie für die Gleichbehandlung. Die € 6.000,00 belaufen sich darauf,
dass man Frau Dr. Kellermayr auch mit diesem Betrag unterstützt habe. So habe man
gesagt – gleiches Recht für alle.

GR. Bernhard Strauch fügt an, dass man am besten die Ärztekammer fragen solle. Er kö-
nne das nachvollziehen, auch hinsichtlich der Beträge die genannt worden seien von den
Kosten her. Er glaube man müsse in dem Fall unterscheiden, da es in dem einen Fall zwei
Ärztinnen seien und er wisse jetzt nicht welches rechtliche Konstrukt diese für die Ordi-
nation gewählt haben. Aber normalerweise werde das halbe halbe gemacht. Je nachdem
wie die beiden eben arbeiten oder wie die Arbeitsbelastung sei. Er glaube und wisse es
selber – als Betroffener – dass eine Anfangsinvestition für eine Praxis, alleine

5.2. Ansuchen um finanzielle Unterstützung Dr. Salletmayr-Roider
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zu stemmen (€ 130.000,00 alleine oder gemeinschaftlich jeder € 90.000,00) sei für Ärzte
oder Ärztinnen ein großer Aufwand. Und er glaube, dass die € 6.000,00 ein gut investier-
tes Kapital von Seiten der Gemeinde Seewalchen sei.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl ergänzt, dass Wahlärzte an keine Öffnungszeiten
gebunden seien. Es sei dann aber wichtig gewesen, die Öffnungszeiten von Frau Dr. Sall-
etmayr-Roider zu erfragen. Es könne ja sein, dass sie vielleicht nur einen Vormittag offen
habe. Man habe daher nachgefragt und sie habe tägliche Öffnungszeiten und auch einen
Nachmittag um für die Kinder unserer Bürgerinnen und Bürger da zu sein.

GV. Kurt Berger glaube man dürfe diese Förderung jetzt nicht dem Euro der Investition
zurechnen. Man könne das drehen und wenden wie man wolle, keine Frage. Man sei im
Gemeindevorstand so verblieben – und das sei auch seine 100%ige Meinung – man solle
schauen, jede Möglichkeit zu nützen ein Arztangebot nach Seewalchen zu bringen, um es
für die Bürgerinnen und Bürger leichter zu machen zu Terminen zu kommen. Und wenn
man jetzt die Chance habe – auch wenn es eine Wahlärztin sei – eine Kinderärztin nach
Seewalchen zu bekommen, dann sollte man das tun. Man solle die Ärzte unterstützen.
Vielleicht mache das in der Ärzteschaft auch ein wenig Reklame, sodass die Ärzte dann
durchaus auch bei uns seien. Schörfling habe ja bereits ein sehr gutes Angebot und eine
Ergänzung in Seewalchen könne ja nicht schaden. Deshalb solle man hier – hoffe er - ge-
schlossen zustimmen.

GR. Markus Muhr merkt an, er werde sich der Stimme enthalten. Man arbeite hier mit St-
euergeld und dies sei unweigerlich, was man hier verteile, das Geld gehöre jedem und
wenn man eine Wahlärztin habe, wo nicht alle hingehen können, dann habe dies einen
faden Beigeschmack.

GR. Olga Schiefermayer wolle noch folgendes dazu sagen, ja es sei eine Wahlärztin. Aber
sie glaube, man solle berücksichtigen sie sei eine Kinder- und Jugendärztin. Gerade in di-
esem Bereich sei der Mangel österreichweit sehr groß. Auch unabhängig von den Öffnu-
ngszeiten die sie haben werde, denke sie, dass eine Unterstützung von € 6.000,00 für di-
ese Ärztin sehr sehr gut investiert sei. Von da her finde sie das sehr positiv. Vielleicht
gebe es ja sogar Möglichkeiten, dass von der Gemeinde aus jemand proaktiv auf Frau Dr.
Angerer zugehe. Es gebe eine Möglichkeit. Nicht einfach zu sagen, wenn sie sich nicht
melde, dann werde nichts gezahlt. Sie solle kommen, denn man könne ja auch proaktiv
auf sie zugehen.

Antrag:
Die Vizebürgermeisterin stellt auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindev-
orstands den Antrag, Frau Dr. Salletmayr-Roider eine finanzielle Unterstützung für die
Einrichtung ihrer Wahlarztordination im Aichergut in der Höhe von Euro 6.000,00 € mit
der Bedingung zu gewähren, dass die Ordination mindestens 5 Jahre an dem Standort
geführt werden muss, ansonsten ist der Zuschuss an die Marktgemeinde zurückzuz-
ahlen.

Beschluss:mehrheitliche Annahme
Stimmenthaltung: GR. Markus Muhr

Anlagen:
Ansuchen
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6. RAUMORDNUNG

Berichterstatter: Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl

Sachverhalt:
Der Erhaltungsbeiträge für Abwasserversorgungsanlagen gemäß der Raumordnungsge-
setz-Novelle 2023 (LGBL Nr. 78/2023) wurde der Einheitssatz für Erhaltungsbeiträge
durch den Landesgesetzgeber von 0,24 auf 0,33 Euro erhöht, wobei auch eine Wertsich-
erung mit einbezogen wurde. Es ist jedoch festzustellen, dass mit dem Gemeinderatsbe-
schluss vom 27.01.2022 der Einheitssatz intern auf 0,43 Euro erhöht wurde, wie mehrh-
eitlich beschlossen. Bis dato wurde jedoch keine Erhaltungsbeitragsverordnung erlas-
sen, wodurch weiterhin die Gebühr von lediglich 0,24 Euro vorgeschrieben ist.

Flächenausmaß zirka 160320 m²
0,24 x 160320 = 38.477,00 € jährlicher Beitrag derzeit
0,33 c 160320 = 52.905,60 € jährlicher Beitrag neue Verordnung durch Land Oö
0,66 x 160320 = 105.811,0 € jährlicher Beitrag durch neunen GR- Beschluss maximal
0,52 x 160320 = 83366,40 jährlicher Beitrag durch neunen GR- Beschluss (80 % - Jahr
2022) maximal

Um die rechtskonforme Umsetzung der Raumordnungsgesetz-Novelle 2023 sicherzust-
ellen und eine klare und transparente Gebührenstruktur zu gewährleisten, sind folgende
Varianten möglich:

a) Der bisherige Gemeinderatsbeschluss vom 27.01.2022, der einen Einheitssatz von

0,43 Euro festlegte, wird aufgrund der gesetzlichen Vorgaben aufgehoben und die

Anpassung des Einheitssatzes für Erhaltungsbeiträge für Abwasserversorgungs-

anlagen gemäß der Raumordnungsgesetz-Novelle 2023 auf 0,33 Euro, wie es vom

Landesgesetzgeber vorgegeben wurde beschlossen

b) Der bisherige Gemeinderatsbeschluss vom 27.01.2022, der einen Einheitssatz von

0,43 Euro festlegte wurde, wird durch Beauftragen des Ortsplaners mit einem Gu-

tachten und einer neuen Verordnung beschlossen.

Wortprotokoll:

GR. Harald Mayrhofer merkt an, dass er diesem Antrag ganz sicher nicht zustimmen we-
rde. Diese ganze Geschichte, wie die ablaufe, sehe er als relativ große Missachtung. Zum
einen der Gemeinderatsbeschluss vom 27.1., dass dies nicht umgesetzt worden sei, obw-
ohl das beschlossen worden sei. Zum zweiten sei für ihn eine Steigerung von 0,24 auf
0,66 cent eine Verdreifachung. Er könne sich erinnern, dass es da im Vorjahr z.B. ein Ries-
entheater gegeben habe, weil die Mittagsbetreuung von 1 Euro auf 2 Euro erhöht worden
sei und dies eine 100% Erhöhung sei. Jetzt fahre man 200% in die Höhe und das Land kö-
nne das nicht vorschreiben und das machen, jedoch für die Baulanderhebung da müsse
man den Ortsplaner beauftragen und bezahlen. Mit der EDV-Ausstattung wo im Progr-
amm alles zu ersehen sei, könne das auch ein Ferialpraktikant das erheben und in einen
EXCEL-Datei übertragen. Man kassiere von den Grundstücksbesitzer mehr und müsse
aber dafür den Raumplaner bezahlen. Das sehe er absolut nicht ein.

6.1. Anpassung des Erhaltungsbeitrags gemäß Raumordnungsgesetz-Novelle 2023
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GR. Leonard Eitzinger-Lange fügt hinzu, dass er froh sei, dass man sich doch einige, die
0,66 cent festzulegen. Aber da er merke, dass es doch Widerstand gebe, wolle er doch
seine vorgeschriebene Wortmeldung kurz zum Äußeren geben. Man starte mit einem
anschaulichen Beispiel um die Situation etwas demonstrieren. Nehme man an es gebe in
Seewalchen ein 800 m² großes Grundstück. Dies sei eine durchschnittliche Grundstück-
sgröße die man festgelegt habe und die OK sei. Der angenommene Preis für einen no-
rmal sterblichen Seewalchner betrage pro Quadratmeter, sage man € 450,00. Es gebe
ein paar Günstigere aber auch teurere. Es handle sich um ein ungenutztes Bauland. Ung-
enutzt, ohne Baulandsicherungsvertrag mit einem Straßenwert von € 360.000,00. Wenn
man nun berücksichtige, dass man bei einen max. Abgabesatz von 0,66 cent/m² für die-
ses Grundstück eine jährliche Belastung für die Besitzerin oder den Besitzer von €
528,00 anfällt, obwohl das Grundstück brach liegt und dann darüber rede, dass dies un-
angemessen sei, dann habe er ein paar Fragen. Vor allem, weil in derselben Zeitspanne
von 1 Jahr dieses Grundstück selbst bei einer sehr pessimistischen Schätzung einer Wer-
tsteigerung von 3% um € 10.800,00 mehr wert werde, im Vergleich zu diesen € 528,00
Erhaltungsbeitrag. Anscheinend gebe es allerdings in diesem Gremium Personen – zumi-
ndest eine Person – die der Meinung seien, dass diese € 528,00 (0,14% des Grundstücks-
wertes) unzumutbar seien und jetzt wolle man diesen symbolischen Beitrag auch nicht.
Da müsse er jetzt fragen, welche Argumente es gebe, nicht einmal einen minimalsten
Solidarbeitrag zu leisten, während die Kosten für das Leben und das Wohnen für alle st-
eigen. Ehrlich gesagt, falle ihm nicht viel ein, weil damit mache man nichts anderes, als
das Blockieren von ungenutzten Wohnland in Baulücken und gewidmeten Stellen im Ort,
wo der Ortsplaner sage das passt. Das blockiere man damit und gleichzeitig bestrafe
man Leute die wirklich einen akuten Wohnbedarf haben. Auf der anderen Seite widme
man dann noch grüne Wiesen mit bestem Atterseeblick um, die anscheinend ständig für
Eigenbedarf seien und wenige Jahre später auf Willhaben zu finden sein. Das gehe wi-
rklich nicht. An dieser Stelle – er wisse nicht welche Fraktion er spreche – aber dennoch
finde er noch absurder an der Geschichte, als gegen den Maximalsatz zu stimmen, wenn
jemals die Worte „Man unterstütze leistbares Wohnen für junge SeewalchnerInnen“ zu
sagen. Sollten Personen gegen diesen Maximalsatz stimmen – was natürlich das dem-
okratische Recht sei – genauso wie auch sein demokratisches Recht sei, jedesmal in den
nächsten Jahren zu erinnern, was in dieser Sitzung beschlossen worden sei.

GR. Harald Mayrhofer findet dies eine bösartige Unterstellung, dass er etwas horte und
den anderen vorenthalte. Er hebe das Grundstück für sein Enkelkind auf. Er wolle, dass
das Enkelkind neben ihm bauen könne und nicht irgendein Fremder.

GR. Leonard Eitzinger-Lange komme noch zu seinem letzten Absatz, den er eigentlich
nicht mehr sagen wollte. Es sei verständlich, weil jeder schaue, dass er etwas für die Ki-
nder habe. Man rede aber gleichzeitig immer davon, dass man Spekulanten und Investo-
ren aus Seewalchen fernhalten wolle. Wäre dieser Abgabensatz in einer Größenordnung,
welcher die jährliche Wertsteigerung ausgleichen würde oder zumindest Brachliegen
bestraft werden würde, dann hätte man die Spekulanten und die Investoren. Was das für
persönliche Empfindlichkeiten heiße, sei das eine. Auf der anderen Seite, wenn man für
ein oder zwei Kinder ein Grundstück aufhalte, dann sei er persönlich der Meinung, dass
diese € 528,00 / Jahr ausreichend sein müssten. Und falls dies wirklich eine finanzielle
Belastung werden sollte im hohen 4- oder niedrigen 5-stelligen Eurobetrag – da rede
man nicht von klarem Eigenbedarf für die Kinder und Enkel, sondern von, man horte und
blockiere Bauland, weil man denke an Rendite und könne das ja einmal verkaufen und
leistbarer Wohnraum für SeewalchnerInnen und auch Zugezogene sei einem wurscht.
Das heiße jetzt nicht, dass er das einzelnen Personen im Gremium unterstelle. Wie ges-
agt, 1-2 Grundstücke – da muss es einem aber auch wert sein die € 1000,00 hinzulegen.
Sei man ehrlich, das müsse man machen.



Seite 20 von 33

GR. Jakob Moser könne diese Meinung nicht teilen und werde sich beim Antrag ohnehin
der Stimme enthalten. Er habe hier dementsprechend andere Ansichten. Wenn man Be-
sitzer eines Baulandes sei, und ob man sich den Beitrag leisten könne oder nicht sei ei-
nmal dahingestellt. Die Gemeinde habe keinen Aufwand und auch keine Belastung, wenn
ein Grundstück brach liege. Wenn man Kinder oder Enkelkinder habe, sei man froh und
wolle das ein wenig horten und schauen wie es sich entwickle, ob man das einmal übe-
rgeben könne. Weil wenn es heiße, man habe kein leistbares Wohnen mehr wenn man
alles verkauft habe. Womit sollen sich die Kinder dann das Bauland kaufen, wenn man es
nicht weitergebe? Man habe eine Schicht mit einem Einkommen, das nicht in Unsummen
gehe. Und wenn man eine Schicht habe, die Bauland nicht verkaufen wolle und die dann
bestraft werden, sei das nicht zu verstehen. Diese Meinung könne er nicht teilen.

GV. Kurt Berger ersuche, dass man versuche von allen Seiten die Emotionen etwas drau-
ßen zu lassen. Das bringe einem sachlich nicht weiter. Dass die Gemeinde damit keinen
Aufwand habe, stimme nicht. Dies sei ein Erhaltungsbeitrag für bestehende Leitungen.
Und wenn diese bestehenden Leitungen nicht angeschlossen seien, weil man dort keinen
Umsatz mache mit Wasser, dann fehle das einfach in der Investition. Dies sei nicht ganz
so einfach. Die Frage sei wirklich, ob das mit den 0,33 cent/m² 100% erhöht – von der
Gemeinde – der richtige Weg sei. Er habe es nicht ganz für richtig gefunden und habe
sich deshalb im Vorstand enthalten. Er werde sich auch heute bei dieser Abstimmung
enthalten. Es sei ja nicht so, dass es immer nur für Leute gelte die Gründe horten, usw. Er
habe ein Grundstück gekauft, und zwar aus dem Grund, weil Bekannte ursprünglich auf
dem gegenüberliegenden Grundseite ein Doppelhaus errichten wollten. Dies sei dann in
die Brüche gegangen und er habe versucht mit extremen finanziellen Anstrengungen di-
ese 700 m² dazuzukaufen. Dies sei jetzt 100% im Garten integriert. Man darf nicht verge-
ssen, dass der Sprung, von dem was bis jetzt bezahlt worden sei und was zukünftig zu
bezahlen sei, extrem hoch sei. Es habe auch den Versuch gegeben, sich auf andere Bet-
räge zu einigen. Da habe es jedoch keine Einstimmigkeit gegeben. Daraufhin habe er
dann gesagt, belasse man es bei dem, um wenigstens für die Gemeinde etwas Vernünf-
tiges zu tun. Dann bleibe man bei den 0,66 cent und erledigt. Dann schaue man, wie die
demokratische Abstimmung heute ausgehen werde. Zum einen habe GR Harald Mayrh-
ofer 100%ig Recht, dass man zum einen Vorschriften kriege und für diese Vorschriften
müsse man wieder jemanden beauftragen. Man wisse ja jetzt eigentlich für welche Gru-
ndstücke die Erhaltungsbeiträge bezahlt würden und warum man da wieder investieren
müsse in den Ortsplaner, verstehe er auch nicht ganz, aber das sei halt leider Gottes so.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl bedankt sich für die Wortmeldung und gibt an, GV
Kurt Berger Recht zu geben und das mit dem Ortsplaner auch nicht zu verstehen und
dass sie da auch nochmals nachgefragt habe, ob dies wirklich gesetzlich verlangt werde.
Es werde verlangt, der Amtsleiter habe nochmals nachgeschaut.

GV. Markus Kitzberger schließt sich GV Kurt Berger an, dass man die Emotionen heraus-
sen soweit lassen müsse, dass man nicht beleidigend werde. Es sei ja auch oft so, dass
sie (Anmerkung: Die Grünen) Ansichten vertreten würden, die für: die ÖVP-Fraktion seien
und in jenem Fall habe GR Eitzinger-Lange auch gesagt, dass er wisse, mit welcher Frak-
tion er rede, da fühl er sich als Gemeindeparteiobmann angesprochen. Es wurde in der
ÖVP-Fraktion sehr kontroversiell diskutiert und es seien unterschiedliche Meinungen in
der Fraktion und dies sei auch legitim. Er ersuche vor solchen Meldungen erst das Abs-
timmungsergebnis abzuwarten.

GR. Jakob Moser zieht seine zweite Wortmeldung zurück.
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GR. Harald Mayrhofer sagt, dass diese Geschichte mit dem Ortsplanerbeauftragen seiner
Meinung nach nur notwendig sei, wenn man den Höchstsatz zur Anwendung bringe. Es
gebe einen niedrigen Satz und einen Höchstsatz. Bei Anwendung des Höchstsatzes mü-
sse man den Ortsplaner beauftragen.

GV. Markus Kitzberger wirft ein, dass es notwendig sei, sobald man über die 33 cent dr-
über gehe.

GR Harald Mayrhofer entgegnet, dass das noch nie so gewesen sei.

GR Siegfried Gierlinger meldet sich zu Wort und gibt an, auch dafür zu sein, die Emotio-
nen ein wenig herauszunehmen und er wolle ein wenig auf die Grundintention des Ga-
nzen ein wenig zurückzublicken. Es sei ja aus der Raumordnung heraus. Er frage, was sei
denn der Sinn oder die Intention des Gesetzgebers gewesen? A - Bauland zu nutzen, das
sei der Hauptgrund. Wie könne man Bauland mobilisieren, frage er. Indem man vor allem
für Leute, die sehr viel Bauland hätten, dies ein wenig unattraktiver mache. Er glaube bei
ihren Breitengraden sei dies eh kein Thema, aber unattraktiver machen. Er glaube nicht,
dass dies für Einzelne sei, die eine Parzellen haben würden. Natürlich seien paar hier mi-
tgehangen, mitgefangen, das sei leider so. Man könne da jetzt nicht Ausnahmen machen
für einzelne Leute, die sagen würden, sie wollen es ihren Kindern übergeben. Man könne
dann ja nachher auch nicht, wenn dieser den Grund verkaufe und einen Haufen Gewinn
lukriert habe, naja es habe man da etwas erlassen… das funktioniere nicht. Es gebe für
alle das gleiche Recht. Die Intention des Baulandmobilisierens, und er glaube das passe
schon, der Gestaltungsspielraum der Gemeinde, da mehr als die Pflicht, das Land könne
natürlich nicht sagen, den Höchstsatz, aber es sage, es müsse die Gemeinde schon wis-
sen, was sie sich leisten könne. Weil es in anderen Gemeinden wahrscheinlich unterschi-
edliche Situationen gebe, wie woanders. Er glaube, bei uns sei es schon so, dass diese
hochpreisigen Grundstücke natürlich schon diese Steigerung möglich machen würden
und – wie schon gesagt – die finanzielle Situation der Gemeinde eh nicht so gut sei. Die-
ses Geld könne man natürlich dann auch wieder für die Allgemeinheit verwenden. Er gl-
aube, dies sei ein Solidaritätsbeitrag auch von denjenigen, die auch eine Gewinnsteige-
rung haben würden, so wie jeder von ihnen Steuern zahlen müsse, das sei auch so. Der,
der mehr verdiene, müsse mehr bezahlen und der habe einen größeren Solidaritätsbeit-
rag. Und bei den Gründen solle es auch so sein, ganz nüchtern gesehen.

Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger führt aus, dass die Erhöhung von 43 cent auf 66
cent gewesen sei. Aber das zu vergleichen mit einem Schulgeld, das Eltern treffe, dieser
Vergleich, also nicht alles was hinke, sei ein Vergleich.

GR Harald Mayrhofer wirft ein, dass es hier um die 100 % gegangen sei.
Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger bestätigt dies und wiederholt, dass nicht alles,
was hinke, ein Vergleich sei und somit passe für ihn der Vergleich nicht sehr. Er wolle
aber auch sagen, dass er auf jeden Fall für die 66cent stimmen werde, wenn man sich ei-
nige. Dies wären überhaps gerechnet für die Gemeinde 105.000€ Einnahmen und er gl-
aube nicht, dass man auf dieses Geld verzichten könne, zumal es für den Einzelnen –

GR Leonhard Eitzinger-Lange habe es gut vorgerechnet – sollen es 500€ , 600 € bei einer
durchschnittlichen Grundstücksgröße sein. Er glaube, das sei für ein Grundstück, dessen
Wert sich steigere und da könne man zusehen, sicherlich ein Aufwand, der überschaubar
bleibe. Auch der Preis, wenn es ihn betreffen würde und er für seine Kinder ein Grundst-
ück hätte und dieses halten würde, er sich denken würde, 500 € wenn man nicht habe,
sei schon viel Geld, das stimme, aber wenn man es nicht für die Kinder ausgeben wolle,
für wen denn dann sonst.
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EGR. Olga Schiefermayer möchte auch nochmals betonen, was GV Kurt Berger gesagt
habe. Man sage ja auch, es sei ein Zusatzschluss für das Abwassersystem und so müsse
man das auch sehen. Es habe nichts damit zu tun, ein Grundstück zu besitzen, sondern
es werde dann in den Topf geschmissen, der dann für das Gemeindeabwassersystem,
auch den einzelnen Grundstücksbesitzern der Gemeinde und den Bürgerinnen und Bürg-
ern wieder zugutekomme, sozusagen ein Solidarbeitrag für die Erhaltung des Abwasser-
systems der Gemeinde und von daher sei es sozusagen auch ein Beitrag für diese Infras-
trukturerhaltungssystems.

GR. Jakob Moser möchte nochmals zurück zu GR. Siegfried Gierlinger kommen. Was er
nicht ganz verstehe könne, sei eine Steuerbemessung an einer Wertanpassung vorzun-
ehmen. Er habe ja von diesem Grundstück, wenn da der Wert gesteigert wurde, er sage
jetzt den Prozentsatz gar nicht, da könne man ja nicht davon ausgehen, dass man die St-
euer daran anpasse. Alle hier herinnen, der Großteil habe ein Eigenheim. Man könne ja
hier auch nicht eine Anpassung vornehmen, was hier die Wertsteigerung gewesen sei.
Das zweite sei, dass er sich sicher sei, dass 97% der Besitzer diese Bauparzellen, die
man hier besteuere, ganz normale Bürger seien und kein Immobilienbetreiber. Man kö-
nne durch die Dörfer durchfahren, man bringe es relativ auf einen Punkt, wo man eine
Widmung habe und jeder könne sich das ausschauen im Doris. Und somit werde sich
auch bei den Baulandpreisen oder beim leistbarenWohnen nichts ändern.

GR. Gerald Filimon gibt an, dem Antrag nicht zuzustimmen, weil er es genauso sehe, dass
man hier einen Großteil der Seewalchner Bevölkerung treffe und keine Spekulanten. Die-
sen wäre es sowieso egal, wenn sie ein bisschen etwas bezahlen müssten, weil sie das
exorbitant verkaufen würden. Man treffe die Leute, die dies für ihre Enkerl oder Kinder
aufhalten würden und das sei genau das, was man eigentlich nicht wolle. Bevor einer
sein Grundstück verkaufen müsse und dessen Kinder müssten dann aus Seewalchen
wegziehen, sei er da nicht dafür. Er wäre für die Lösung damals gewesen, die nicht zur
Umsetzung gekommen sei. Aber mit der Erhöhung auf 66cent sei er so nicht einversta-
nden und daher werde er auch nicht mitstimmen.

GRin. Irene Autengruber entgegnet, dass man dies als Gremium schon auch ein wenig wi-
rtschaftlich sehen solle. Man habe aktuell viele Projekt laufen. Kindergarten, Musik-
schule, dies wüssten eh alle, Feuerwehrautos und der neue Radweg. Es sei natürlich eine
zusätzliche Einnahmequelle, die man sich schon überlegen solle, die man nützen solle.
Sie wolle nur erinnern, wie es damals um den Strandbadparkplatz gegangen sei, da habe
man auch gesagt, man brauche etwas fürs Budget und das habe auch viele getroffen.
Das seien natürlich andere Summen gewesen, aber sie sage trotzdem, als Gemeinderat
solle man auch die Finanzen im Auge behalten. Natürlich seien viele persönlich betr-
offen, sie verstehe auch die Emotionen. Sie würde sich vielleicht auch anders damit bef-
assen, wenn sie selbst betroffen wäre. Aber sie denke, man solle als Gemeinderat doch
nicht so ins Persönliche gehen und abstimmen. Es werde natürlich auch viele treffen, die
das Grundstück für die Enkerl usw. hätten, aber sie kenne auch Grundstücke, die nicht für
die Enkerl aufgehoben seien. Diese seien auf Willhaben drinnen mit hunderttausende
Euro, also treffe es nicht nur diese. Es sei halt schwer dann zu sagen, dass man jema-
nden ausnehme. Das mit dem Ortsplaner könne sie auch nicht wirklich nachvollziehen,
dass man hier nochmal etwas ausgeben müsse, aber wie es aussehe, könne man da
nicht aus.

GR Markus Muhr möchte eine kurze Wortmeldung zu GR Eitzinger-Lange geben. Er gl-
aube, nicht jeder, der in Seewalchen ein Grundstück habe, sei gegen leistbares Wohnen
für junge Seewalchner. Das wolle er kurz festhalten. Er sei auch in der glücklichen Lage,
dass er ein Grundstück habe und man arbeite im Ausschuss für leistbares Wohnen für
junge Seewalchner. Der Baulandsicherungsvertrag zeige das auch, er sei nur noch nicht
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so oft zur Anwendung gekommen. Man schaue da wirklich, dass man für leistbares
Wohnen etwas mache. Nummer zwei, weil die Erhöhung von den 24cent auf die 42cent
nicht zur Umsetzung gekommen sei, eine Anregung an GR Rudolf Stockinger, hier viell-
eicht auch einmal im Prüfungsausschuss, dass man die Gemeinde in solchen Sachen un-
terstütze und man schaue, ob solche Sachen, die man im Gemeinderat beschließe, auch
umgesetzt werden würden. Dies sei ja auch eine Hilfe für die Gemeinde. Es sage ja keiner
was, wenn sie das jetzt hochrechnen würden und dann gingen, 30, 40 oder 50.000 € ab
pro Jahr, auf zwei Jahre. Dann habe man eigentlich die Hälfte des Radwegs, den man an
diesem Tag beschlossen habe, schon finanziert. Vielleicht habe man hier auch ein wenig
Handhabe.

Zur Wortmeldung von GR Harald Mayrhofer wolle GR Markus Muhr ergänzen, dass man
die Vervielfachung, es sei ja mehr als eine Verdoppelung von 24cent auf 66cent, die man
ankreide. Es sei einfach eine überdimensionale Erhöhung, die das Problem an dem Ga-
nzen sei.

GR Erich Kaniak merkt an, dass es sich um eine sehr imposante und gottseidank emotio-
nale Debatte handle. Er glaube, bei all diesen persönlichen Befindlichkeiten und auch
Fakten, die argumentiert wurden, wunderbar. Die Größe sei ja nicht enorm. Man werde
auch das freie Bürgertum, die freie Gestaltung eines Vermögens, es werde ja sowieso
schon überall zugegriffen, bei jedem Grund. Es werde draufgehauen, dass es gerade so,
es würden nur die bezahlen können, die etwas haben würden. Diejenigen, die nichts
haben würden – er habe bei der Grünen Fraktion den Eindruck, es handle sich um AMS-
Kunden und Mindestrentner – diese täten ja geradeso, als ob die Welt zusammenbr-
echen würde, dabei seien diese alle Akademiker und Bestverdienende. Das Hauptziel
müsste doch sein, sozial leistbare Wohnungen, einen sozialen Wohnbau auf die Füße zu
stellen. Mit dem, was man mache, auch mit den vorherigen Gesetzen, würden diese nie
eine soziale Wohnbauförderung bekommen. Das hätten die Sozialisten in den 70er und
60er Jahren gemacht, den großen Unfug. Schaue man nur nach Lenzing, da seien 7-8 st-
öckige Gebäude in denen Leute um € 320,00 warm wohnen. Jeder Versuch mit Kleinigkei-
ten, mit Peanuts welche ja gar nicht richtig zählen, vielleicht bringe man 50.000,00 zus-
ammen, eine sozial leistbare Wohnung – es gebe ja schon solche Exzesse in Schörfling,
wunderbar. 1/3 der Wohnungen welche gebaut werden, müssen Sozialwohnungen sein.
Da sei er dafür. Jedoch wenn man ein Grundstück habe in Bestlage, dann komme es ihm
so vor wie wenn einer sage, er könne sich nur mehr einen FIAT 500 leisten, hätte aber
gerne einen Ferrari. Warum? Weil das nicht sozial sei. Wenn man als Gemeinschaft eine
soziale Leistung für Schwächere mache, dann müsse man anders vorgehen. Da könne
man nicht ununterbrochen schröpfen mit sinnlosen Kleinigkeiten und einem enormen
Verwaltungsaufwand, sondern da müsse man sagen man habe in Oberösterreich ein
Budget und man baue 5000 Sozialwohnungen. Oberösterreich sei dabei noch Vorbild,
wenn man sich die Zahlen anschaue. Es gebe Bundesländer in denen nicht einmal das
Minimum gemacht werde (1000-1200 Wohnungen). In Wien werde gar nichts mehr geb-
aut, weil alles schon privat sei. Die Mieten steigen schon. Mit diesen Maßnahmen werde
man ein paar Kleinigkeiten abdecken können, aber deswegen werde das Angebot an
Bauplätzen nicht besser, deswegen werden Wohnung gebaut werden, sondern wir we-
rden Verwaltungsmonster bauen, was wiederummehr kosten werden als die Einnahmen
bringen. NICHTS. Und man stehe am selben Standpunkt, da könne man noch so viel erh-
öhen, wenn nicht die öffentliche Hand – sprich der Staat – hier ganz massive Mittel zur
Verfügung stelle. Das vermisse er. Wo sei der soziale Wohnbau in Österreich? Wo jede
Gemeinde profitiere. Nirgends – man werfe sich nur emotional alles an den Kopf, was gar
keinen Effekt habe. Dies sei die Realität. Er komme sich vor, als würde man die Realität
ausblenden. Dies sei nicht der zielführende Weg.
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GR. Bernhard Strauch fügt hinzu, dass er sich als „Fast-Sozialhilfeempfänger“ nun doch
angesprochen fühle. Bevor er zum AMS gehe, müsse er noch sein Auto verkaufen sonst
bekomme er keine Unterstützung. Er hätte sich mit dem Thema im Vorfeld etwas mehr
beschäftigen sollen. Er müsse gestehen, dass er über den Antrag nur drübergelesen
habe. Er sei froh über jede emotionale Diskussion, denn das heiße man sei nicht tot und
man kümmere sich eigentlich um Seewalchen. Also sei er froh, wenn es auch lebhafter
werde. Wenn er das für sich selber richtig zusammenfasse, dann sei es ja nicht so, dass
man hier eine Steuer erfinde, sondern soviel er wisse, sei das ja etwas vom Land indirekt
oder direkt vorgeschrieben sei. Das war er verstehe sei, dass es hier um die Höhe diese
Erhaltungsbeitrages gehe und er glaube, dass es hier kein Richtig oder Falsch gebe.
Wenn man die Rechnungsmethode nochmals zu Rate ziehe, dann sei man bei einem Gru-
ndstück von 800 m² ungefähr bei € 500,00 die sich auf das Jahr beziehen. Er müsse eh-
rlicherweise gestehen, dass, auch wenn er nicht beim AMS sei, das Gefühl habe, das man
bei Beträgen von € 500,00 noch gut leben könne. Er sei jetzt nicht einer der sage man
müsse eigentlich 5.000,00-6.000,00 Euro verlangen, wie es in anderen Ländern gegebe-
nenfalls üblich sei. Er glaube, dass ein Betrag von ungefähr € 500,00 wenn man von ei-
nem Grundstück mit 800 m² ausgehen, durchaus im Rahmen sei für das was hier vorge-
schrieben werden. Er würde sich freuen, wenn möglichst viele dem zustimmen würden.
Auch für die Finanzen der Gemeinde.

Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger merkt an, dass nachdem das Unternehmen, bei
dem er arbeite, und darauf auch sehr stolz sei dort zu arbeiten, mehrmals im Munde gef-
ührt worden sei, wolle er bitte eines deutlich sagen. Er wehre sich schon dagegen mit
aller Deutlichkeit, wenn Menschen die beim AMS als Kunden oder Kundin vorgemerkt
seien in einen Topf geworfen werden und zu sagen, die haben eh kein Geld, sind mitt-
ellos, Mindestsicherungsempfänger und grundsätzlich mittellos. Er ersuche alle, die
Wortwahl gründlich zu überdenken. Das tue ihmwirklich weh, wenn er das so höre.

GV. Karin Hemetsberger fügt an, dass man in Seewalchen einige Leute habe, die das Gl-
ück gehabt haben, ein Baugrundstück zu erwerben. Denen habe man einen Baulandsich-
erungsvertrag unterschreiben lassen. Das heiße, man müsse binnen von 5 Jahren bauen,
sonst gebe es Konsequenzen. Andererseits ja, man habe für Enkel und Kinder ein Baul-
and, wo man sage, ja das hebe man auf. Sie sei selber betroffen, da sie jahrelang für die
Tochter ein Baugrundstück in Seewalchen gesucht habe – auch in Steindorf. Viele viele
brach liegende Grundstücke seien nicht verkauft worden. Nein, man brauche das für die
Kinder. Mittlerweile stehen auf diesen Grundstücken Häuser von fremden Leuten, die
keine Steindorfer seien, und die keine Kinder der damaligen Grundeigentümer seien. Dies
sei ihre Stellungnahme dazu.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl sei ebenfalls der Meinung von GR. Bernhard Strauch,
sie finde es gut, auch in der ÖVP-Fraktion, das so etwas diskutiert werde. Es gebe unter-
schiedliche Meinungen und man müsse das auch einfach akzeptieren und jeder dürfe
seine Meinung kundtun, ohne persönlich zu werden.
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Antrag:
Die Vizebürgermeisterin stellt aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung den Antrag:

a) den Erhaltungsbeitrag auf 0,66 Cent anzuheben

b) den Gemeinderats Beschluss vom 27.01.2022 aufzuheben

c) den Ortsplaners zu beauftragen, den Baulandbedarf bzw. den erhöhten Baula-

ndbedarf zu erheben sowie die zur Deckung dieses Bedarfs vorhandenen, jedoch

nicht verfügbaren Baulandreserven zu ermitteln.

d) eine Verordnung zu erlassen

Beschluss:mehrheitliche Annahme
Gegen den Antrag: Filimon Gerald, Ing. Mayrhofer Harald
Stimmenthaltung: Ing. Günther Martin, Moser Jakob, Ing. Berger Kurt, Klein Ursula

Berichterstatter: Ing. Mayrhofer Harald

Der Planungsausschussobmann berichtet, dass mit Antrag vom 03.12.2023 (eingelangt
am 04.12.2023), Frau Egger Viktoria und Herr Csamay Patrick aus 4863 Seewalchen/A.,
als Grundeigentümer, eine Anregung auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr.
5/2020 und zwar die Umwidmung der teilw. Parzelle Nr. 1292/1, KG 50319 Seewalchen
von +16 – best. Wohngebäude im Grünland in Verkehrsfläche und Umwidmung der teilw.
Parzelle Nr. 3420/2, KG Seewalchen von Grünland in +16 – best. Wohngebäude im Grünl-
and beimMarktgemeindeamt eingebracht haben.

Die Notwendigkeit der Änderung Nr. 19 des Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 wird
damit begründet wird, dass der geplante Umbau des Wohnhauses durchgeführt werden
kann. Hiezu ist es erforderlich, dass das nordwestl. Nebengebäude einen Abstand von
3,0 m zur Grundgrenze einhält. Gemäß Oö BauTG dürften Nebengebäude mit einer Trauf-
enhöhe von max. 3,0 m an die Grundgrenze gerückt werden. Dies ist in diesem Fall nicht
möglich, da sich im östl. Bereich des Grundstückes bereits ebenfalls ein Nebengebäude
befindet. Die Gesamtlänge der beiden Gebäude würde die erlaubten max. 15,0 m Seite-
nlänge überschreiten. Die südliche Zufahrt wird in eine Verkehrsfläche umgewidmet.
Somit wird die Fläche der Sternchenausweisung minimal verkleinert. Die neu dazuge-
widmete Fläche soll nicht bebaut werden. Sie dient lediglich zur Einhaltung des geforde-
rten Mindestabstandes von 3,0 m. Eine Änderung des ÖEKs ist nicht erforderlich.

Seitens des Ortsplaners DI Kraus liegt eine diesbezügliche positive Stellungnahme mit
Datum vom 21.12.2023 sowie ein Plan vor. Aus Sicht des Ortsplaners ist keine Gefahr du-
rch Hangwässer gegeben. Ebenso liegt kein Geogenes Risiko vor. Auch sind die technisch
erforderlichen Einrichtungen wie Kanal, Wasser und Strom im Nahbereich vorhanden.
Die Energieversorgung erfolgt durch die Oö. Netz GmbH. Bei Bedarf sind somit die entsp-
rechenden Versorgungseinrichtungen vom Bestand aus zu erweitern. Unwirtschaftliche
Aufwendungen nach § 21 Abs. 1 Oö. ROG 1994 für Verkehrs-, Energie und sonstige Verso-
rgung für deren Aufschließung sind daher nicht erforderlich. Durch die Umwidmung we-
rden auch Interessen anderer nicht verletzt.

6.2. Umwidmung Nr. 5.19 von Grünland in Sternchenausweisung +16 und von Sternche-
nausweisung +16 in Verkehrsfläche
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Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt den Antrag, dass die Änderung Nr. 19 des rechts-
wirksamen Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 vom Gemeinderat beschlossen und der
notwendige Grundsatzbeschluss zur Einleitung des Verfahrens gefasst werden soll.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Plan, Stellungnahme Ortsplaner

Berichterstatter: Ing. Mayrhofer Harald

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 28.09.2023 unter TOP 3.3 den einstimmigen
Grundsatzbeschluss über die vorliegende Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 67
“Haining 3“ gefasst.Die Notwendigkeit für die Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 67
wurde im Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 28.09.2023 ausführlich behand-
elt und dargelegt. Begründet wurde die Erstellung damit, dass für diese bereits als Baul-
and gewidmete Fläche eine zweckmäßige und geordnete Bebauung sichergestellt we-
rden kann. Vor allem soll die in der Umgebung vorherrschende Siedlungscharakteristik
im Sinne des Orts- und Landschaftsbildes einer einheitlichen Einfamilienhausbebauung
angeglichen werden. Mit dieser Erstellung des Bebauungsplanes wird das öffentliche In-
teresse an einer weiteren geordneten Bebauung in Hinkunft gesichert und ermöglicht.
Ein Widerspruch zu den Planungszielen der Marktgemeinde ist nicht gegeben. Unwirt-
schaftliche Aufwendungen für Verkehr-, Energie- und sonstige Versorgung für deren
Aufschließung sind nicht erforderlich.

Das Verfahren wurde im Sinne des Grundsatzbeschlusses des Gemeinderates vom
28.09.2023 mit Verständigung vom 04.10.2023 (Behörden) und 06.10.2023 (Nachbarn)
gemäß § 36 Abs. 4 Oö. ROG 1994 eingeleitet und den von der Planänderung Betroffenen
innerhalb von 4 Wochen Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme beim Marktgemeind-
eamt einzubringen.

Mit Schreiben vom 17.11.2023 wird vom zuständigen Raumordnungssachverständigen
des Amtes der Oö. Landesregierung, Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und
ländliche Entwicklung, Abteilung Raumordnung/Örtliche Raumordnung, Herr Dipl.-Ing.
Rockenschaub, mitgeteilt, dass überörtliche Interessen im besonderen Maße durch die
beabsichtigte Änderung des Bebauungsplanes in der vorliegenden Form nicht berührt
werden.

Mit Schreiben vom 08.11.2023 wird vom Amt der Oö Landesregierung, Abt. Naturschutz,
Herr DI Locher, mitgeteilt, dass zusammengefasst, die geplanten Festlegungen für die
Gewährleistung einer landschaftsverträglichen, dem umliegenden Gebäudebestand
angepassten Bebauung, geeignet erscheinen. Der vorliegende Bebauungsplanentwurf
kann daher aus fachlicher Sicht vertreten werden.
Mit Schreiben vom 16.10.2023 teilt die Wildbach- und Lawinenverbauung, Herr DI Dr. Bitt-
erlich mit, dass der geplante Bebauungsplan nicht im Widerspruch zum öffentl. Intere-
sse am Schutz vor Wildbachgefahren steht.

Mit Schreiben vom 13.11.2023 wird vom Amt der Oö Landesregierung, Abt. Umwelt-, Bau-
und Anlagentechnik, Herr Ing. Bauer, mitgeteilt, dass aus Sicht der Elektrotechnik und
Energieversorgung durch die eingetragenen Baufluchtlinien im Bebauungsplan keine

6.3. Bebauungsplan Nr. 67 "Haining 3" - Beschlussfassung
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erheblich nachteiligen Auswirkungen auf die Versorgungs- und Betriebssicherheit der 30
kV-Trasse zu erwarten sind. Aus fachlicher Sicht bestehen keine Einwände gegen den
Bebauungsplan.

Mit Schreiben vom 29.10.2023 teilen die Familien Dachs, Dachs-Machatschek, Diechler
und Sturm, Fürthauer, Jud und Gauges sowie Pellegrini mit, dass
 die Erstellung des Bebauungsplanes begrüßt wird und dass die Anzahl der 3 Baupa-

rzellen unbedingt beizubehalten ist.
 Durch die Verbreiterung der Straße im Planungsbereich ist die Umkehrmöglichkeit für

kommunale Fahrzeuge sichergestellt. Ein risikoloses Ablaufen des Regenwassers,
auch bei Platzregen, muss gewährleistet sein.

 Für die im Westen des Bebauungsplanes dargestellte Straße nach Süden soll nur bis
zur Hauszufahrt Pellegrini geführt werden. Für den Westwanderweg soll ein Durchg-
ang von 2,0 m erhalten bleiben. Ergänzend wird festgehalten, dass die Straße „Am
Weinberg“ Privatstraße bleiben soll.

 Aufgrund des abfallenden Geländeverlaufes sind die absoluten Höhen jener Punkte
genau festzulegen, ab denen die Höhe der Häuser laut Bebauungsplan festgelegt we-
rden.

 Bezüglich des Abstandes der westl. Grundstücksgrenze zur bebaubaren Flächen
möchten sie, um die Durchsicht zwischen den Häusern zu verbessern, eine Auswei-
tung auf 7,0 m anstatt der bisder 3,0 m. Das gilt für die Parzellen 2 und 3.

Die Netz Oö GmbH – Strom teilt mit Schreiben vom 10.10.2023 mit, dass sie unter der
Bedingung der Einhaltung der im Schreiben geforderten Auflagen keinen Einwand erh-
ebt.
Die Netz Oö GmbH – Gas teilt mit Schreiben vom 10.10.2023 mit, kein Einwand besteht.
Die ÖBB-Immobilienmanagement GmbH teilt mit Schreiben vom 17.10.2023 mit, kein Ein-
wand besteht.

Weitere Stellungnahmen sind bei der Marktgemeinde nicht eingelangt.
Alle bei der Marktgemeinde eingelangten Stellungnahmen, sowie die fachliche Stellung-
nahme des Ortsplaners vom 19.06.2023 wurden den Ausschussmitgliedern vollinhaltlich
zur Kenntnis gebracht.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Pla-
nungsausschusses den Antrag, dass die Neuerstellung des Bebauungsplanes Nr. 67
„Haining 3“ so wie im Plan des Ortsplaners dargestellt und seiner Stellungnahme vom
19.06.2023 vom Gemeinderat endgültig beschlossen werden soll.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Plan, Stellungnahmen
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7. KINDER- UND SCHULANGELEGENHEITEN

Berichterstatter: Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl

Sachverhalt:

Gemäß dem OÖ Kinderbildungs- und Betreuungsgesetz sind Gemeinden mit mehr als
3.000 Einwohnern alle drei Jahre dazu verpflichtet, den zukünftigen Bedarf an Kinde-
rbildungs- und Betreuungsplätzen zu erheben. Sollte sich aus der Bedarfserhebung erg-
eben, dass das aktuelle Angebot nicht ausreichend ist, ist die Erstellung eines Entwicklu-
ngskonzepts erforderlich. In diesem Konzept wird festgelegt, welche Maßnahmen erg-
riffen werden sollen, um den Bedarf zu decken.

Das aus der vorliegenden Bedarfserhebung abgeleitete Entwicklungskonzept sieht vor,
den mittelfristigen Bedarf durch einen Neubau des 4-gruppigen Pfarrcaritas Kindergart-
ens in Seewalchen plus 1 Multifunktionsraum zu decken. Dieser Raum kann flexibel ge-
nutzt werden – entweder als Gruppenraum für eine zusätzliche 5. Kindergartengruppe
oder als Erweiterung für eine Krabbelgruppe. Diese Lösung bietet nicht nur Flexibilität,
sondern gewährleistet auch, dass der aktuelle und zukünftige Bedarf angemessen be-
wältigt werden kann. Zusätzlich ist geplant, die Landesmusikschule und den Pfarrcaritas
Kindergarten in dem neu entstehenden Gebäude zu vereinen. In den beiden anderen Ein-
richtungen, dem Kindergarten der evangelischen Pfarrgemeinde Rosenau sowie der im
gleichen Gebäude untergebrachten Krabbelstube, ist keine Erweiterung geplant.

Das Entwicklungskonzept wurde vom Gemeindevorstand in der Sitzung vom 05.02.2024
einstimmig beschlossen, ein Beschluss für die Errichtung des KIGA + LMS auf einem Sta-
ndort liegt nicht vor. Es wird ein Konzept erarbeitet und dem Gemeinderat als Grundsa-
tzbeschluss zeitnah vorgelegt.

Antrag:
Die Vizebürgermeisterin stellt den Antrag, das aus der Bedarfserhebung abgeleitete Ent-
wicklungskonzept aufgrund der einstimmigen Zustimmung des Gemeindevorstands vom
05.02. zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
- Bedarfserhebung Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen inkl. Entwicklungsko-
nzept Seewalchen

Berichterstatter: Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl

Sachverhalt:
Der zwischen der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee und der Volkshilfe Gesundh-
eits- und Soziale Dienste GmbH als Rechtsnachfolgerin der Volkshilfe Vöcklabruck am
23.05.2002 geschlossene Vertrag wird mit 31.12.2023 einvernehmlich und fristlos aufg-
elöst.

7.1. Bedarfserhebung und Entwicklungskonzept Kindergärten und Krabbelstube

7.2. Einvernehmliche Auflösung & Abschluss eines Betreuungs-Leistungs-Vertrag BW
Seewalchen
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VEREINBARUNG
zwischen der Gemeinde Seewalchen am Attersee, GSG und der Caritas Oberösterreich

I. Der Wohnbauträger GSG, Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft, Atterseestraße
21, 4860 Lenzing errichtete in der Gemeinde Seewalchen am Attersee, Atterseestraße
43, 4863 Seewalchen am Attersee eine Wohnanlage für Betreubares Wohnen mit 24
Wohneinheiten. Die Wohnungen werden ausschließlich an die unter II genannte Zielg-
ruppe vermietet.

II. Das Vergaberecht der Wohnungen ist – der Gemeinde vorbehalten. Sie verpflich-
tet sich die Wohnungen an ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen, bzw. mit
Befindlichkeiten, die einer Betreuung (jedoch keiner umfassenden Pflege) bedürfen und
bereit sind, einen Betreuungsvertrag mit der Gemeinde Seewalchen am Attersee, abzu-
schließen.
Die Mietverträge sind so abgefasst, dass eine Weitervermietung und eine Über-
tragung des Wohnrechtes (z. B. an Verwandte) ausgeschlossen ist.

III. Die Gemeinde Seewalchen am Attersee in Absprache mit dem Wohnbauträger st-
ellt sicher, dass in jeder Wohneinheit die technischen Möglichkeiten für die Inbetriebn-
ahme einer Rufhilfe (zum Herbeiholen von Hilfe im Notfall) gegeben ist.

IV. Die Gemeinde Seewalchen am Attersee beauftragt Caritas Oberösterreich mit der
fachlichen und organisatorischen Durchführung des Betreubaren Wohnens und gewäh-
rleistet im Rahmen ihrer Tätigkeit die unentgeltliche Benützung der dafür vorgesehenen
möblierten Gemeinschaftsfläche und eines Büroraumes. Die Gemeinde oder der Eigent-
ümer wird die Finanzierung der Möblierung genannter Räumlichkeiten (Anschaffung und
laufenden Betrieb) sicherstellen.

V. Die Caritas Oberösterreich verpflichtet sich, eine/n Mitarbeiter/in als Fachkraft zu
beschäftigen und für eine Urlaubs- und Krankenstandsvertretung Vorsorge zu treffen.
Die Personalhoheit inklusive des alleinigen Weisungsrechts obliegt den zuständigen
Organen von Caritas Oberösterreich.

VI. Die Koordination der Angebote im Betreubaren Wohnen wird der Hauskoordina-
tor*in für Betreubares Wohnen übertragen.

VII. Für die Pflege, Reinigung sowie Instandhaltung der allgemein zugänglichen
Flächen in und um das Haus, wie auch Räum- und Streupflichten gemäß StVO zeichnet
die Gemeinde/Eigentümer, subsidiär die Hausverwaltung der Liegenschaft verantwor-
tlich.

VIII. Die Gemeinde Seewalchen am Attersee stellt sicher, dass das wertgesicherte Ber-
eitstellungsentgelt in Höhe von derzeit. € 61,48,- inkl. 10 % Mwst. pro Wohnung für 1,5
Stunden pro Monat Leistungszeit der Hauskoordinatorin bis jeweils 5. des Monats an Ca-
ritas Oberösterreich zur Einzahlung gelangt.
Das wertgesicherte Bereitstellungsentgelt in Höhe von dzt. € 61,48,- inkl. 10 %Mwst. pro
Wohnung bis jeweils 5. des Monats, wird von der GSG im Zuge der Mietvorschreibung ei-
ngehoben und an die Caritas Oberösterreich zur Einzahlung gebracht.Eine Änderung der
Höhe des Bereitstellungsentgeltes obliegt - unter Absprache mit der Sozialabteilung des
Landes OÖ und der Gemeinde - der Caritas Oberösterreich. Die Ausfallshaftung des Betr-
euungsentgeltes kommt für die Gemeinde Seewalchen am Attersee ab Bezug der Woh-
nungen zu tragen sowie bei neuerlichen Leerständen nach Vergabe aller Wohnungen.
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Das Entgelt für die Rufhilfe des Roten Kreuzes in Höhe von € 18,17 inkl 10% MwSt. pro
Wohnung als Einzeltarif bzw. € 22,17 als Paartarif ist direkt an den Anbieter zu leisten.
Der Bewohner schließt einen separaten Leistungsvertrag mit dem Roten Kreuz ab.

IX. Die Caritas Oberösterreich gewährt der Gemeinde Seewalchen am Attersee auf
Verlangen Einsicht in die Personal- und Sachkostenabrechnung.

X. Diese Vereinbarung kann beiderseits unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist
jeweils zum Quartalsende aufgekündigt werden. Die Kündigung hat in schriftlicher Form
und mittels eingeschriebenen Briefes bei der Caritas Oberösterreich zu erfolgen.

Antrag:
Die Vizebürgermeisterin stellt aufgrund der einstimmigen Empfehlung im Gemeindevor-
stand den Antrag, den vorliegenden Vertrag zwischen der Marktgemeinde Seewalchen
und der Caritas Oberösterreich, sowie der GSG – Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft
abzuschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Kündigung, Vertrag

8. PRÜFBERICHT

Berichterstatter: Rudolf Stockinger

Sachverhalt:
Am 22.01.2024 fand im Sitzungssaal des Rathauses eine Sitzung des Prüfungsausschus-
ses statt.

Tagesordnung
1. Kassaprüfung
2. Belegsprüfung
3. FW-Haus-Neubau, aktueller Stand
4. Stellungnahme über das Ergebnis der Besprechung mit RA. Dr. Häupl über die Auf-

tragsvergaben
5. Allfälliges

Das Ergebnis - Bericht und Verhandlungsschrift – wurde dem Bürgermeister im Sinne
des § 91 der Oö. GemO. 1990 zur Kenntnis gebracht.

Rechtsgrundlagen:
Gemäß § 11 Geschäftsordnung Prüfungsausschüsse hat der Prüfungsausschuss über
das Ergebnis der Prüfung dem Gemeinderat jeweils einen schriftlichen, mit entspreche-
nden Anträgen versehenen Bericht zu erstatten. Der Prüfbericht ist rechtlich von der Ve-
rhandlungsschrift zu trennen und ist unter einem eigenen Tagesordnungspunkt zu be-
schließen. Der Prüfbericht ist binnen 12 Wochen ab Unterfertigung im Gemeinderat zu
behandeln.

8.1. Kenntnisnahme des Prüfberichtes der Prüfungsausschusssitzung vom 22.01.2024
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Antrag:
Der Prüfungsausschussobmann stellt auf Grund der einstimmigen Empfehlung des
Gemeindevorstandes den Antrag, den Prüfbericht der Prüfungsausschusssitzung vom
22.01.2024 zur Kenntnis zu nehmen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Prüfbericht

9. ALLFÄLLIGES

GR. Peter Reiter möchte als KEM-Beauftragter der Gemeinde Seewalchen, die Einladung
zur Veranstaltung am 8. März 2024 in der Volksschule in Straß übergeben. Dabei gehe es
um Stromspeicher und Batterien von Wasserstoff. Dies sei ein interessanter Vortrag. Der
KEM-Manager habe ihn gebeten, diese Einladung an die Gemeinderäte zu übergeben. Er
sei auf jeden Fall dabei, und vielleicht könne man ja eine Fahrgemeinschaft gründen. Wer
mitfahren wolle, könne sich gerne bei ihmmelden.

GR. Jakob Moser sage, dass man im Vorjahr im Gemeinderat beschlossen habe einer Fi-
rma aus Ohlsdorf oder Pinsdorf (das wisse er nicht mehr so genau) in Seewalchen ein
Grundstück zu verpachten, mit der Auflage, dass Arbeitsplätze nach Seewalchen
kommen. Seine Frage sei nun, sei dies geschehen oder wurde das zurückgezogen?

AL Christoph Riedler antwortet, dass dies nicht zurückgezogen worden sei. Derzeit liege
das bei der BH, weil die Gewerbeverhandlung noch im Laufen sei, wo angesucht wurde
wegen dem Platz. Das werde gerade abgehandelt. Beim Erhalt eines positiven Besch-
eides – dies sei die Prämisse gewesen, dass das gewerberechtliche selber gemacht we-
rden müsse – dann bekommen sie den Platz. Dies ist derzeit jedoch noch in Verhandlung.

GR. Erich Kaniak ergänzt, dass man beim Bericht des Bürgermeisters unter Punkt A die
Behandlung mit den Höckerschwänen. Eine Situation in Seewalchen, die man etwas abg-
eschwächt habe. Man spreche hier schamhaft von Vergrämungsmaßnahmen. Er hoffe
nicht, dass das auch bei den Touristen so der Fall sei, dass man sie vergrämt und deshalb
weniger herkommen. Er sei direkter Anrainer – und kein Ornitologe – aber eines sei
sicher, er sehe jeden Tag von seinem Fenster aus die Schwäne. Es gebe Tage und
Wochen, wo kein einziger Schwan da sei. Dann sehe man wieder, wenn man rund um den
See fahre, dass da auf den Wiesen 20-30 Schwäne seien. Auch im Strandbad in Litzlberg
sehe man sie. Und ganz massiv sei es in Nußdorf aber auch in Lambach. Man habe ein
großes Einzugsgebiet. Werden die Schwäne nicht gefüttert, dann kommen sie auch nicht.
Bei schönem Wetter, wo viele Leute spazieren gehen, seien sie wieder da. Die Situation
habe sich dahingehend geändert, dass die Schwäne früher schlecht geflogen seien weil
sie stationär da gewesen seien. Die Jungen seien nicht geübt gewesen im Fliegen. Jetzt
sei es umgekehrt, alle von der Jugend aus seien sehr gut trainiert und seien Spitzenfli-
eger, sonst würden sie die Wiesen nicht so heimsuchen. Man habe jemanden beauftragt,
den man bezahle, der beobachte ob die Schwäne gefüttert werden. Bei schönem Wetter
müsste das ein Fütterungsverbot eingeführt werden.

AL Christoph Riedler bringt ein, dass dies von der Jägerschaft und auch von den Landwir-
ten eingebracht worden sei. Die Jungschwäne fliegen raus. Dies habe mehrere Gründe.
Man sei hier von Biologen gut aufgeklärt worden. Die Jungschwäne haben am See keinen
Platz mehr. Diese haben das jetzt gelernt und weichen daher aus. Den Schwan darf man
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jagen, jedoch hat er eine Schonzeit und darum drehe sich die Katze um den Schweif. Die
Jägerschaft habe angesucht um einen Abschuss und dieser wurde NICHT genehmigt.

GR. Erich Kaniak fügt an, dass der Schwan kein jagdbares Wild sei.

AL Christoph Riedler antwortet, ja doch er sei jagdbar, jedoch gebe es eine Schonzeit.

GR Jakob Moser ergänzt, warum die Jägerschaft angesucht habe. Es seien in dieser Geg-
end massiv viele Schwäne. Der landwirtschaftliche Betrieb vom „Starzbauer“ habe mas-
sivsten Schaden im Stall, da dieser Virus vom Kot, den die Schwäne hinterlassen, leider
Gottes im Stall habe. Da gebe es einen 5-stelligen Betrag der nachgewiesen werde. Da
sei der Flurschaden noch gar nicht dabei, der im Raum stehe und auch bezahlt werden
solle. Momentan sei es so, dass die Jägerschaft für den Schaden aufkommen solle. Dies
sei aber nicht in Ordnung, da die Jägerschaft da nicht eingreifen dürfe und den Höcker-
schwan bejagen. Das sei ein massives Problem daher sei seitens des Jagdausschusses,
seitens der Ortsbauernschaft und seitens der Jägerschaft ein Antrag an die BH gestellt
worden mit der Bitte einen Zwangsabschuss zu bewilligen. Dies werde seit einem Jahr
immer hin und her geschoben. Von der BH zur Landesregierung. Am 12. Dezember 2023
sei eine Verhandlung in der Gemeinde gewesen. Von der Landesregierung sei es jetzt wi-
eder zurückgeschoben worden zur BH. Die BH müsse entscheiden, die Schonzeit aufzuh-
eben.

AL Christoph Riedler informiert, dass dieses Schreiben am heutigen Tag gekommen sei
und die Schonzeit nicht aufgehoben werde. Man müsse wieder Vergrämungsmaßn-
ahmen machen.
GR. Dunja Lamatsch fragt nach umwas für einen Virus es sich dabei handle.

GR. Jakob Moser kenne den Namen des Virus nicht.

AL Christoph Riedler merkt an, da müsse er nachschauen und sage ihr (GR. Dunja Lamat-
sch) dann welcher Virus es sei.

GV Karin Hemetsberger merkt an, dass man ja schon vor einigen Jahren mit den Maßn-
ahmen begonnen habe, die Nester zum Teil auszunehmen, um die Population in den Griff
zu bekommen. Man habe ja auch an den Traunsee 15 Schwäne verschenkt. Lustigerweise
kommen aber alle wieder zurück, weil es denen am Attersee besser gefalle. Sie verstehe
schon, dass das ein Problem für die Bauern sei. Sie habe das selber in Litzlberg am Bad-
eplatz gesehen, das sei heftigst. Da müsse man, vor allem bei der Uferzone aufpassen
woman hinsteige. Darum verstehe sie das nicht, warum hier keine Maßnahmen ergriffen
werden.

GR. Ursula Kölblinger gibt an, dass nachdem sie den Bürgermeister schon zweimal dar-
auf angesprochen habe, wolle sie es hier im Protokoll auch erwähnen, dass die Sprung-
turmbeleuchtung höchst sinnlos sei und energieverschwendend. Es werde um 21:15 Uhr
der Sprungturm beleuchtet bis 23:15 Uhr. Wenn es schon unbedingt sein müsse, dann
wäre es sinnvoll beim Dunkel werden bis vielleicht 22 Uhr, aber nicht zu einer Zeit in der
in Seewalchen es fast niemand mehr sieht. Vielleicht könne man das doch jetzt einmal
ändern.

GR. Leonard Eitzinger-Lange habe 2 Punkte. Der erste sei, das Aviso für die Flurreinigung.
Diese sei heuer am 6. April. Es würde ihn freuen, wenn einige auftauchen würden. Der
zweite Punkt, der sei ihm jetzt sehr wichtig. Er müsse sich bei GR. Markus Muhr speziell
und der gesamten ÖVP-Fraktion entschuldigen. Seine Wortmeldung sei nicht nur uns-
achlich sondern auch ungebraucht. Es tue ihm leid und er gelobe Besserung.
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GV Kurt Berger habe nur eine ganz kurze Anfrage. Man habe am 5.2.2024 eine Gemeinde-
vorstandssitzung gehabt. Da habe man mitgeteilt bekommen, dass die Arbeiten an der
Pfarrhofmauer in den nächsten 14 Tagen beginnen. Heute habe man den 15.2.2024 und
man bekomme wieder die Mitteilung, dass die Arbeiten in den nächsten 14 Tagen begin-
nen. Das sei aber vom 5.2.2024 aus jetzt schon ein Monat. Wisse man eigentlich jetzt
wann angefangen werde, oder wisse man es nicht.

AL Christoph Riedler erwidert, dass man es nicht glaube, aber er habe letzte Woche ang-
esucht, dass jetzt in den nächsten 14 Tagen angefangen werde.

GV Karin Hemetsberger merkt an, dass man das Jahr nicht dazugesagt habe.

AL Christoph Riedler fügt hinzu, dass jetzt in den nächsten 14 Tagen begonnen werde.
Man müsse das ja wissen, weil man die Busunternehmen verständigen müsse, weil die
Straße gesperrt werde und es eine Umleitung gebe. Den genauen Tag wisse er aber jetzt
nicht. Er kann es nicht sagen, könne aber anfragen.

Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger darf alle gemeinsam auch heuer zum Ostermarkt
wieder einladen. Am Rathausplatz wird der Sozial- und Generationenausschuss wieder
die Verköstigung durchführen. Stattfinden wird dieser am 23.3.2024. Er freue sich, wenn
er aus diesem Gremium viele Gesichter am Ostermarkt treffen würde.

Keine weiterenWortmeldungen.

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen
nicht mehr vorliegen, schließt die Vorsitzende die Sitzung um 20:53 Uhr.

Der Schriftführer: Die Vorsitzende:

…………………………………. ………………………………………
(AL Christoph Riedler) Vizebgm. Klaudia Haberl

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in
der Sitzung vom 21.03.2024 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlu-
ngsschrift daher im Sinne des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.

Der Vorsitzende:

(Bgm. Gerald Egger)

Für die SPÖ-Fraktion: Für die ÖVP-Fraktion:

…………………………………… …………………………………….
(GV. Ing.Kurt Berger) (GV. Markus Kitzberger)

Für die FPÖ-Fraktion: Für die GRÜNE-Fraktion:

..…………………………………… ………………………………….
(GV. Karin Hemetsberger) (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger)


